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Liebe Ladies,
eigentlich wollte ich an dieser Stelle etwas zum
Internationalen Frauentag sagen, sozusagen an
vorderster Front. Aus gegebenem Anlass habe
ich mich zurückgenommen und Sie finden meine
Gedanken zu diesem Thema auf Seite 14.
Mir sind nämlich Zweifel gekommen, ob Frauen
als solche überhaupt vorkommen. Im einschlä-
gigen Bundesministerium offenbar nicht mehr und
in den Medien schon gar nicht. Frauen existieren,
so fürchte ich, nur noch im Familienkontext, kate-
gorisiert als Frauen mit Kindern und solchen ohne,
die auf Kinder verzichten wegen des Berufs, den
sie nicht vereinbaren können. Ach ja, da gibt es
noch die Rabenmütter und Gebärmaschinen –
das sind solche Frauen, für die bzw. deren Kinder
der Staat (zu) viele Krippenplätze schaffen will und
die dann auch noch davon Gebrauch machen.
Herr/Frau/je! Liebe Frau von der Leyen, ich weiß,
es geht Ihnen nur um die berühmten Wahlmög-
lichkeiten. Bitte schaffen Sie sie!
Und ich wünsche mir auch ganz viele Frauen, die
Beruf und Kinder irgendwie unter einen Hut krie-
gen, wobei es, wie ich aus eigener Erfahrung weiß,
da nichts zu vereinbaren gibt, sondern einfach
mehrere Herausforderungen auf einmal zu bewäl-
tigen sind: Die eine kommt zur anderen, das gilt
es zu organisieren.
Aber, Frau Ministerin, vergessen Sie nicht in dem
von Ihnen gekonnt entfachten Medienrummel und
den Querschüssen kollegialer Politneidhammel:
Ihr Haus ist auch für solche Frauen zuständig,
die nur Frau sui generis sein wollen.

Das, liebe Ladies, musste ich einfach einmal los
werden – an vorderster Stelle!
Und denken Sie bitte immer daran: Ohne Fauen
ist kein Staat zu machen!

Herzliche Grüße
Ihre



Seite 2 LFRunterwegs 03/07

Impressum
Herausgeber:
LandesFrauenRat Berlin e.V.
Sigmaringer Straße 1
10713 Berlin
Telefon: 030/785 70 10
Fax: 030/86 00 88 40
Email: lfr-berlin@t-online.de
Redaktion: Juliane Freifrau von
Friesen (ViSdP), Sabine Röhrbein

Namentlich gekennzeichnete Bei-
träge geben nicht unbedingt die
Meinung des LandesFrauenRates
wieder. Beiträge oder Auszüge
dürfen nur mit ausdrücklicher Ge-
nehmigung des LandesFrauen-
Rates Berlin e.V. von Dritten veröf-
fentlicht werden. Davon ausgenom-
men sind der Deutsche Frauenrat
und die Dachverbände der Frauen-
verbände in den Bundesländern.

Erscheinungsdatum: 7.03.2007

� Wie lange dauert eigentlich
Neujahr? Mindestens einen Mo-
nat, denn die Empfänge zur Be-
grüßung des neuen Jahres sind
über den ganzen Januar verteilt.
Der LandesFrauenRat und seine
Vorstandsmitglieder starteten am
8. Januar mit dem Neujahrsemp-
fang der Frauenunion (FU) der
Berliner CDU in der CDU-Bundes-
zentrale am Klingelhöfer Ufer. Mar-
lies Brouwers, Barbara Faccani,
Juliane von Friesen und Anneliese
Wolf staunten nicht schlecht, als
die FU-Vorsitzende Edeltraut Töp-
fer eine große Zahl von Herren der
Schöpfung aber nur zwei Frauen
namentlich begrüßte, zu denen
auch die LFR-Vorsitzende zählte.
Runde zwei fand in der wunder-
baren Villa Griesebach in der Fa-
sanenstraße statt. Dorthin hatte
die Bürgerstiftung am 11. Januar
eingeladen. Die LFR-Vorsitzende
traf hier viele Menschen, die sich
vorbildlich im Ehrenamt für die
Schwächeren in unserer Gesell-
schaft engagieren. Natürlich waren

auch diejenigen da, die im Som-
mer im UCW bei einer LFR-Mitglie-
derversammlung ihre wichtigsten
Projekte vorgestellt hatten.
Einmal warmgelaufen stürzte sich
Juliane von Friesen am nächsten
Tag ins Getümmel im Ludwig-Er-
hard-Haus: 1.700 Menschen, vor-
wiegend aus Politik, Wirtschaft
und Medien, waren der Neujahrs-
einladung der Industrie- und Han-
delskammer und der Handwerks-
kammer gefolgt. Auf engstem
Raum konnte man höchst kompri-
miert und zeitsparend eine Viel-
zahl von Gesprächen führen und
das eine oder andere an der
richtigen Stelle platzieren.
Am 13. Januar ging es gleich wei-
ter beim Neujahrsempfang der
SPD-Fraktion im Abgeordneten-
haus. Die Schnittmenge derjeni-
gen, die man schon am Vortag bei
der IHK/HK getroffen hatte, dürfte
bei 75 Prozent gelegen haben.
Allerdings war in der Reinhardt-
straße auch der Regierende Bür-
germeister Klaus Wowereit im le-
geren Outfit anwesend. Am Vor-
abend war er dagegen nicht ge-
sichtet worden. Die Lust und Last
der Präsentation des LFR war
diesmal auf sechs Schultern ver-
teilt: Barbara Faccani, Juliane von
Friesen und Mechthild Rawert.
Schon am 16. Januar folgte Neu-
jahrsempfang Nummer 5 bei der
Deutschen Telekom im alten
Reichstelegraphenamt, heute die
Repräsentanz der Telekom in der
Hauptstadt. Auch hier großes Ge-
dränge und viele bekannte Ge-
sichter aus Politik und Wirtschaft.
René Obermann, der neue Vor-
standsvorsitzende des Telekom-
Konzerns, begrüßte die Gäste und
versicherte der LFR-Vorsitzenden,
indem er seine Visitenkarte über-
reichte, wenn kein anderer even-
tuelle Leitungsstörungen besei-
tigen könne, würde er selbst not-
falls kommen. Wenn das kein Ver-
sprechen ist! Die Festrede hielt
Bundesaußenminister Frank-Wal-

ter Steinmeier (SPD), der die
selbstgestellten Aufgaben der
deutschen EU-Ratspräsident-
schaft erläuterte und dem eben-
falls anwesenden Regierungskol-
legen Bundesarbeitsminister
Franz Müntefering zum 67. Ge-
burtstag gratulierte. Dabei kam
nicht der Eindruck auf, dass damit
ein Übergang in die Rente verbun-
den sein sollte.
Nach kurzer Verschnaufpause
folgten die Neujahrsempfänge
Nummer 6 bis 9: Am 20. Januar
hatte der Berliner Fußball-Ver-
band in die Rotunde der Dresdner
Bank am Pariser Platz eingeladen.
Deutlich mehr Funktionäre als
Sportler waren der Einladung ge-
folgt, die sich durch einen wahren
Redenmarathon von über zwei
Stunden auszeichnete. Bemer-
kenswert war auch die musikali-
sche Umrahmung. Es spielte
munter die Band der Rütli-Schule.
Traditionell mit viel Uniformen aus
mindestens vier Jahrhunderten
beging die Preußische Gesell-
schaft am 21. Januar ihren Neu-
jahrsempfang in den weitläufigen
Räumlichkeiten des Hilton Hotels
am Gendarmenmarkt. Mindestens
800 Menschen nutzten die Gele-
genheit, sich nochmals alles Gute
zum nicht mehr ganz so neuen
Jahr zu wünschen, unter ihnen
auch die LFR-Vorsitzende.
Nicht ganz so viele Menschen,
aber sicherlich 400, kamen zum
Neujahrsempfang des Handels-
verbandes Berlin-Brandenburg.
Die ebenso charmante wie kompe-
tente Präsidentin des HBB be-
grüßte unter anderem Bürger-
meisterin und Stadtentwicklungs-
senatorin Ingeborg Junge-Reyer
(SPD), ihren Kollegen Bürger-
meister und Wirtschaftssenator
Harald Wolf (LInkspartei.PDS), der
eine längere Rede mit sehr opti-
mistischen Tönen hielt, und den
brandenburgischen Wirtschafts-

Fortsetzung auf Seite 3

Einen Monat lang Neujahr
Empfänge von der Frauenunion bis zur FDP-Fraktion

Wir Berlinerinnen
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Ein Monat Neujahr

Fortsetzung von Seite 2
staatssekretär Dr. Wolfgang Krü-
ger, dessen kurze Rede ausge-
sprochen unterhaltsam war.
Der letzte Neujahrsempfang, den
die LFR-Vorsitzende besuchte,
war der des LFR-Neumitglieds
Verband deutscher Unternehme-
rinnen. Der VdU Landesverband
Berlin-Brandenburg hatte als at-
traktiven Ort das neue Hôtel de
Rome ausgewählt und den CDU-
Fraktionsvorsitzenden im Abge-
ordnetenhaus Dr. Friedhelm Pflü-
ger als Festredner gewonnen. Ge-
sichtet wurden auch sein Pendant
von der FDP, Dr. Martin Lindner,
und die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Petra Merkel. Da frau
nicht gleichzeitig an mehreren Or-
ten in Erscheinung treten kann,
repräsentierten Marlies Brouwers
und Barbara Faccani den LFR
beim Neujahrsempfang der Üpfi.

Noch mal Neujahr

Am 30. Januar lud die FDP-Frak-
tion im Bundestag zum Ladies
Lunch in die Diekmanns Austern-
bar im Hauptbahnhof. Das Wetter
war mies, ganz im Gegensatz zu
den Getränken und den Häpp-
chen, die man getrost als luxuriös
bezeichnen konnte. Die Eröff-
nungsreden von Cornelia Pieper,
MdB, und dem FDP-Vorsitzenden
Dr. Guido Westerwelle waren kurz
und kurzweilig und das Plädoyer
der Schriftstellerin Thea Dorn „Die
neue F-Klasse“ war richtig klasse.
Gespräche und Networking kamen
nicht zu kurz, Karten wurden eifrig
getauscht. Anwesend waren unter
anderem Barbara Scheel, Ehefrau
des Alt-Bundespräsidenten, Neu-
unternehmerin Ingrid Rexrodt, Ex-
Politikerin und Beraterin Dr. Irm-
gard Schwätzer, Berliner FDP-
Frontfrau Mieke Senftleben,
Rechtsanwältin und Deutschland-
Repräsentantin von Innocence of
Danger Ursula Raue, die Präsi-
dentin des Deutschen Juristinnen-
bundes Rechtsanwältin Jutta
Wagner, die neue BSR-Vorsitzen-
de Vera Gäde-Butzlaff und, und,
und... (JvF)

Brentano-Preis für Seyran Ates
� Am 7. Februar 2007 wurde an
der FU Berlin der Margherita-von-
Brentano-Preis 2006 an Seyran
Ates verliehen. Der seit 1995
jährlich durch die Freie Universität
Berlin verliehene und mit 11.000
Euro dotierte Preis würdigt inno-
vative Projekte und Initiativen im
Bereich der Frauen- und Ge-
schlechterstudien. Mit Seyran Ates
ist erstmals eine Frau ausgezeich-
net worden, die nicht an der FU
forscht. Allerdings hat sie sich so
herausragende Verdienste als
unermüdliche Kämpferin für die
Rechte muslimischer und speziell
türkischer Frauen erworben, dass
die Jusristin, die an der FU studiert
hat, vom Fachbereich Rechtswis-
senschaft und dem FU-Frauenrat
als die Frau ausgewählt wurde, die
wie keine andere 2006 den re-
nommierten Preis verdient hat. Ihr
Wirken wurde eindrucksvoll durch
Jutta Limbach gewürdigt, der
Präsidentin des Goethe-Instituts,
frühere Präsidentin des Bundes-
verfassungsgerichts und Jura-
Professorin an der FU.
In ihrer Dankesrede ging Seyran
Ates noch einmal auf die Gründe
ein, die sie 2006 bewogen hatten,
ihre Zulassung als Rechtsanwältin
zurückzugeben. Es sei aus-
schließlich die Sorge um ihr eige-
nes und vor allem das Leben ihrer
kleinen Tochter gewesen, die sie
zu diesem Schritt veranlasst habe.

Nach dem Attentat vor einigen
Jahren auf sie, bei dem sie schwer
verletzt worden war, sei sie auch
aktuell immer wieder vor allem von
den Männern ihrer Mandantinnen
physisch und psychisch bedroht
worden, wenn diese sich scheiden
lassen wollten. Auch die Kopftuch-
diskussion habe zu zahlreichen
Drohungen gegen sie geführt. In
diesem Zusammenhang erinnerte
Seyran Ates an die Kurdin Hatun
Sürücü, die exakt vor zwei Jahren
von mindestens einem ihrer Brü-
der mit mehreren Schüssen quasi
hingerichtet worden sei, nur weil
sie ein „westliches“ Leben habe
führen wollen.
Ihre Rede löste bei den Zuhörerin-
nen und Zuhörern im gut gefüllten
großen Hörsaal der FU-Silberlau-
be Betroffenheit, aber auch im-
mer wieder Applaus aus. Beson-
ders stolz zeigte sich die Ates-Fa-
milie, die zum Teil aus der Türkei
angereist war. Zum Lachen brach-
te alle die kleine Tochter von Sey-
ran Ates, als diese fröhlich ver-
suchte, das Mikrofon ihrer Mutter
zu ergattern. Seyran Ates wünsch-
te sich vor allem für sie eine Zu-
kunft in Freiheit und ohne Angst
und Bedrohung. Mit ihrem Preis-
geld will Seyran Ates eine Veran-
staltungsreihe am Fachbereich
Rechtswissenschaft der FU zu den
Themen „Ehrenmord und Zwangs-
heirat“ initiieren. (JvF)

� Mit Jahresbeginn hat sich der
RBB-Rundfunkrat neu konstituiert.
Ihm gehört in der neuen Periode
auch die LFR-Vorsitzende Juliane
von Friesen als Frauenvertreterin
für die Bundesländer Berlin und
Brandenburg an. Sie hat damit die
Brandenburgerin Friederike von
Borstel abgelöst, die bisher diese
Funktion wahrgenommen hat. Hin-
tergrund ist eine Vereinbarung
des LandesFrauenRates Berlin
und des Frauenpolitischen Rats
Land Brandenburg, nach der die
beiden Dachverbände der Frau-
enorganisationen in Berlin und

LFR-Vorsitzende im RBB-Rundfunkrat

Brandenburg abwechselnd die
Frauenvertreterin stellen.
Im Vorfeld der Neukonstituierung
hatten LFR und Frauenpolitischer
Rat versucht, auf die übrigen Ver-
treterorganisationen des öffentli-
chen Lebens Einfluss zu nehmen,
mehr Frauen in den Rundfunkrat
zu entsenden. Im Ergebnis werden
die Zuhörerinnen und Zu-
schauerinnen jetzt von acht weib-
lichen Mitgliedern von insgesamt
regulär 30 und aktuell 29 ver-
treten. Bei der ersten Sitzung hat
Juliane von Friesen dieses ekla-
tante Missverhältnis kritisiert.

Wir Berlinerinnen



Ausblick auf
LFR-Programm

� Seine monatlichen Mitglieder-
versammlungen öffnet der Lan-
desFrauenRat immer wieder für
Vereine und Initiativen, die ihre Ar-
beit so den Delegierten vorstellen
können. Am 19. März ist der Verein
Wildwasser zu Gast und informiert
über seine neuen Projekte, wie
zum Beispiel das Frauen-Nacht-
café. Für die Mitgliederversamm-
lung am 14. April ist Staatssekre-
tärin Almuth Nehring-Venus ange-
fragt. Beide Veranstaltungen fin-
den um 18 Uhr im Konferenzsaal
des UCW (4. Etage) statt.
Angesichts des Erfolgs des ge-
meinsamen Seminars mit der Evan-
gelischen Akademie im vergange-
nen Jahr soll 2007 eine zweite Auf-
lage folgen. Im Jahr der Chancen-
gleichheit für alle sollen Diversity
und AGG im Mittelpunkt stehen.
Der Termin dafür steht auch schon
fest: Am 12. und 13. Oktober ist
Schwanenwerder Gastgeber.

� Nach der Berlin-Wahl 2006 gibt
es auf Senatsebene neue Gesich-
ter – bei zweien davon, der Chefin
der Senatskanzlei, Barbara Kisse-
ler, und der Staatssekretärin in der
Senatsfrauenverwaltung, Almuth
Nehring-Venus, stellte sich der
Vorstand des LandesFrauenRats
in persönlichen Gesprächen vor.
Beim Antrittsbesuch Ende Januar
im Roten Rathaus lernte der LFR-
Vorstand eine eloquente Frau ken-
nen, für die „Gleichstellungspoli-
tik“ kein Fremdwort ist. Barbara
Kisseler, vormals Staatssekretärin
für Kultur, machte unter anderem
deutlich, dass bei der wichtigen
Gremienbesetzung die konse-
quente Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes (LGG) in
der Senatskanzlei unstrittig ist. Sie
nehme stets Einfluss, wo immer es
möglich sei. Diesem ersten guten
Gespräch werden sicher weitere
mit Frau Kisseler folgen.
Anfang Februar war der LFR-Vor-
stand in die Senatsfrauenverwal-

tung in der Schöneberger Martin-
Luther-Straße eingeladen, wo sich
die neue Staatssekretärin lange
Zeit nahm, um Fragen der Gleich-
stellungs- und Frauenpolitik zu
diskutieren. In einer offenen und
konstruktiven Gesprächsatmos-
phäre unterstrich Almuth Neh-
ring-Venus, zuletzt Bezirksstadt-
rätin für Wirtschaft, Stadtentwick-
lung und Kultur in Pankow, dass
der Senat die Anti-Gewalt-Arbeit
und die Umsetzung von Gender
Mainstreaming in allen Bereichen
weiterführen sowie eine Initiative
zur Gleichstellung von Frauen in
der Wirtschaft starten wolle. Auf
den Bericht „Frauen in Berlin“ an-
gesprochen, machte sie deutlich,
dass dieser fortgeschrieben wer-
den soll. Allerdings soll dies durch
eine Indikatorenbildung gesche-
hen, die möglichst mit den übrigen
Bundesländern abgestimmt wer-
den soll. Damit soll ein Ranking
der Länder in Sachen Gleichstel-
lung möglich werden. (sbr)

Antrittsbesuche des LFR-Vorstandes
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Zu Gast beim
Frauenpolitischen Rat

� Im Europäischen Jahr der
Chancengleichheit stellte der
Frauenpolitische Rat Land Bran-
denburg bei seiner Mitgliederver-
sammlung am 17. Februar 2007
in Potsdam das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) in den
Mittelpunkt. Die Koordinatorin für
Antidiskriminierungsfragen im Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit und Familie (MASGF) El-
fie Wiedemann führte in das ir-
gendwie immer noch recht sper-
rige Gesetz ein, zu dem es viele
Fragen gab. Im Anschluss daran
ging Barbara Jersel vom Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband auf die
ganz praktischen Aspekte des
AGG ein. Die Diskussion, an der
sich auch die LFR-Vorsitzende als
sehr freundlich begrüßter Gast
beteiligte, war ausgesprochen leb-
haft. Sie wünschte den Teilnehme-
rinnen für den weiteren Verlauf der
Versammlung alles Gute. (JvF)

Wir Berlinerinnen

Neues aus dem UCW

Frauenmesse am
26. März von 11 bis 18 Uhr

� Das UCW rüstet sich für die
Frauenmesse 2007, die erst-
mals in dem Gründerinnenzen-
trum am U-Bahnhof Blisse-
straße stattfindet. Bisher lud der
Bezirk traditionell ins Rathaus
Charlottenburg ein - in diesem
Jahr soll eine neue Tradition be-
gründet werden. „Frauenberu-
fungen“ lautet das Motto - auch
die Schwerpunktsetzung ist bei
der Frauenmesse eine Neue-
rung, um das Themenfeld „Ar-
beit und Beruf“ soll sie sich dies-
mal drehen. So werden die Mes-
sebesucherinnen nicht nur in
die Büros und Praxen der UCW-
Frauen blicken, sondern sich
auch über Weiterbildung, Exis-
tenzgründung und Förderpro-
gramme informieren können.
Der LandesFrauenRat präsen-
tiert sich mit seinen Mitgliedsver-
bänden in der dritten Etage. Da-
bei sind unter anderem die Fe-
ministische Partei „Die Frauen“
und der Deutsche Akademike-
rinnenbund. Der Frauenbund
für alkoholfreie Kultur sorgt für
fruchtige Erfrischungen. Wäh-
rend im LFR-Büro Broschüren
und anderes Infomaterial aus-
liegt, wird der Sitzungsraum für
Gesprächsrunden genutzt.
Nachmittags können die Besu-
cherinnen zum Beispiel ihre Be-
werbungsunterlagen zur Prü-
fung vorlegen - ein Angebot des
Akademikerinnenbundes. Wie
frau ihre Abschlussarbeiten am
besten organisiert, ist in einem
Vortrag ebenfalls der Akedemi-
kerinnen zu erfahren. Weitere
Angebote sind in Vorbereitung.
Es lohnt sich also auf alle Fälle,
bei der Frauenmesse vorbeizu-
schauen und dabei die LFR-
Geschäftsstelle als Treffpunkt
zu nehmen.
LFR-Mitgliedsverbände, die
sich noch beteiligen wollen,
melden sich bitte in der Ge-
schäftsstelle.



Wir Berlinerinnen

� „Es wird eine Senatsleitstelle
gegen Diskriminierung im Sinne
einer kundenorientierten Bera-
tungsstelle eingerichtet, die alle
Diskriminierungsmerkmale um-
fasst“, heißt es im Koalitionsver-
trag von SPD und Linkspar-
tei.PDS. Das ist jetzt eingelöst: Die
Senatsleitstelle wurde bei der Se-
natsverwaltung für Integration, Ar-
beit und Soziales eingerichtet.
Dabei wurden der Fachbereich für
gleichgeschlechtliche Lebenswei-
sen, der seit seiner Gründung
1989 der Senatsjugendverwaltung
zugeordnet war,  und ein Teil der
Aufgaben des Büros des Integra-
tionsbeauftragten des Landes
Berlin einbezogen. Die neu gebil-
dete Landesstelle für Gleichbe-
handlung – gegen Diskriminierung
(Antidiskriminierungsstelle) ist bei

Staatssekretärin Dr. Petra Leusch-
ner angesiedelt und nimmt Aufga-
ben im Sinne des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)
wahr. Damit steht Berlinerinnen
und Berlinern, die sich aus Grün-
den der Rasse, der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der
Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Identität diskri-
miniert fühlen, neben der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes
auch die Landesstelle offen. Aller-
dings bleibt die Senatsfrauenver-
waltung für die Diskriminierung
von Frauen aufgrund des Ge-
schlechts zuständig. Über die Se-
natsleitstelle können sich Interes-
sierte auf den Seiten der Senats-
verwaltung unter www.berlin.de im
Bereich Integration informieren.

� Nach dem Willen von Landes-
sportbund und Schulaufsicht
sollen Sportlerinnen keinen
Platz mehr an der Flatow-Ober-
schule haben. Dazu nimmt die
Bezirksbürgermeisterin von
Treptow-Köpenick, Gabi Schött-
ler (SPD), wie folgt Stellung:
Für das Konzept der gemein-
samen Realschul- und Gymnasial-
ausbildung für die zukünftigen
Schülerinnen und Schüler der
Flatow-Oberschule habe ich
große Sympathie und wünsche
der Flatow-Oberschule für die
Umsetzung das Allerbeste.
Kein Verständnis habe ich für die
Mitteilung des Referenten für
Leistungssport im Landessport-
bund Berlin, Herrn Heinze und von
Herrn Schunder (operative Schul-
aufsicht) vom 15.02.2007, dass ab
sofort keine Volleyballerinnen
mehr in der Flatow-Oberschule
beschult werden. Im Übrigen trifft
das auch die Mädchenfußball-
mannschaften des 1. FC Union.
Treptow-Köpenick ist sehr stolz
auf unser „Köpenicker Fräulein-

wunder“, die jungen Damen des
KSC, die auf Bundesebene (1.
und 2. Bundesliga) und Landes-
ebene (diverse Berliner Meister-
schaften) Erfolge aufweisen. Die
Flatow-Schule hat großen Anteil
an diesem „Fräuleinwunder“ und
daran, dass die Volleyballerinnen
nebenher auch noch beweisen
konnten, dass ein Abitur mit 1,6
Notendurchschnitt „neben“ dem
Sport möglich ist (Beispiel Kathie
Kopetschke). Die Volleyballerin-
nen haben stets mit ihren ganz
persönlichen Beiträgen für eine
gute Einstellung zur schulischen
Leistung an der Flatow-Oberschu-
le gesorgt. Sie sind durch ihre Dis-
ziplin und ihren Teamgeist Vorbil-
der für ihre Mitschülerinnen und
Mitschüler geworden. Grundstei-
ne für den Erfolg der Jugendarbeit
im KSC sind unter anderem Dis-
ziplin, Mannschaftsgeist und der
wohnortnahe Leistungssportbe-
trieb. Die Schülerinnen können zu
Fuß oder per Rad die Flatow-
Schule oder die Trainingshallen
erreichen. In großem Respekt vor

dem, was in langen Jahren für den
Leistungssport getan wurde, habe
ich Bildungssenator Professor Jür-
gen Zöllner, den Präsidenten des
Landessportbundes Berlin e.V.
Peter Hanisch und die Vorsitzende
des Sportausschusses im Abge-
ordnetenhaus, Karin Seidel-Kal-
mutzki gebeten, dem leistungsori-
entiertem Volleyball an der Flatow-
Oberschule - Eliteschule des Sports
- den Platz, den sich der Frauen-
volleyball mit vielen, teilweise le-
gendären Spielen verdient hat,
nicht zu versagen. Ich habe diese
Bitte auch im Interesse der Fuß-
ballerinnen und des Frauensports
geäußert.
Die Bitte der Köpenicker nach Ein-
richtung einer zusätzlichen 4. Pro-
filklasse (Volleyball-Mädchen,
Fußball-Mädchen) am Standort
Flatow-Oberschule sollte wohl-
wollend geprüft werden. Mit die-
sem Schritt könnte man meines
Erachtens zeigen, dass nicht nur
über Jugendförderung geredet,
sondern entsprechend gehandelt
wird.

Landesstelle für Gleichbehandlung

Volleyballerinnen weiter an Flatow-Schule?
Bezirksbürgermeisterin will „Fräuleinwunder“ erhalten
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Beauftragte für
Bürgerengagement

� Neue Beauftragte für Bürger-
schaftliches Engagement ist seit
dem 1. März Staatssekretärin Mo-
nika Helbig, die Bevollmächtigte
des Landes Berlin beim Bund und
Europabeauftragte des Senats.
Sie folgt André Schmitz nach, der
die Funktion seit 2003 wahrge-
nommen hatte. Der Regierende
Bürgermeister Klaus Wowereit
hat die neue Beauftragte berufen,
nachdem der Senat die Ge-
schäftsverteilung der Ressorts
festgelegt und darin erstmals
auch die Funktion einer Beauf-
tragten für Bürgerschaftliches
Engagement verankert hat. Sie
verstehe Berlin als Bürgerkommu-
ne und wolle dazu beitragen, die
Rahmenbedingungen dafür weiter
zu verbessern, so Monika Helbig.
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Oberste AGG-Wächterin im Amt
900 Anfragen bei Antidiskriminierungsstelle des Bundes

� Martina Köppen ist die Leiterin
der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes beim Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. Am 1. Februar hat die zu-
ständige Bundesministerin Ursula
von der Leyen (CDU) sie in ihr Amt
eingeführt. Köppen war bis zur
Übernahme ihrer neuen Aufgabe
für den Bereich Europa im Kom-
missariat der deutschen Bischöfe,
Katholisches Büro in Berlin, ver-
antwortlich. Davor arbeitete sie als
wissenschaftliche Mitarbeiterin an
der Universität der Bundeswehr
Hamburg. Die gebürtige Bochu-
merin und promovierte Volljuristin
ist 49 Jahre alt, verheiratet und hat
zwei Kinder.
Mehr als 900 Kontakte mit Bürge-
rinnen und Bürgern, Arbeitgebern
und Verbänden hat die Antidiskri-
minierungsstelle (ADS) seit dem In-
krafttreten des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes (AGG) am
18. August 2006 bis zum Februar
verzeichnet. Etwa 40 Prozent wa-
ren Anfragen von Betroffenen und
rund 60 Prozent von Verbänden,
Arbeitgebern und aus der Wis-
senschaft. Die Betroffenen erkun-
digten sich in erster Linie nach

den  Diskriminierungsmerkmalen
Alter, Behinderung, Geschlecht
und ethnische Herkunft. Bei den
Arbeitgebern bestehe insbeson-
dere eine Unsicherheit über den
Inhalt von Stellenausschreibun-
gen und den Ablauf von Bewer-
bungsverfahren, informierte das
Bundesministeriums. Fragen ge-
be es ferner zu den benennenden
Stellen, die in Betrieben und Be-
hörden Beschwerden nach dem
AGG entgegennehmen sollen.
Die ADS ist in ihrer Arbeit unab-
hängig und berät Menschen, die
sich aus Gründen der Rasse oder
wegen der ethnischen Herkunft,
des Geschlechts, der Religion
oder Weltanschauung, einer Be-
hinderung, des Alters oder der
sexuellen Identität benachteiligt
fühlen. Alle Bundesbehörden sind
der Stelle gegenüber auskunfts-
pflichtig. Alle vier Jahre leitet sie
dem Deutschen Bundestag einen
Bericht über Benachteiligungen
aus den genannten Gründen zu,
der erste Bericht wird voraus-
sichtlich im Jahr 2009 vorgelegt.
Außerdem hat die ADS den ge-
setzlichen Auftrag, Nichtregie-
rungsorganisationen sowie Ein-

richtungen, die zum Schutz vor
Diskriminierung tätig sind, in ihre
Arbeit einzubeziehen. Sie soll von
einem 16-köpfigen Beirat beraten
werden, der den Dialog mit den
gesellschaftlichen Gruppen si-
cherstellen soll und sich je zur
Hälfte aus Frauen und Männern
zusammensetzt.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauen- und Gleich-
stellungsbüros (BAG) hatte bei
ihrer Bundeskonferenz 2006 ei-
nen Sitz in dem Beirat gefordert.
Die BAG, die 1.800 kommunale
Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragte vertritt, will auch an den
betrieblichen Beschwerdestellen
beteiligt werden und plädiert dafür,
auf kommunaler Ebene Beschwer-
dekommissionen einzurichten, an
denen dann ebenfalls die Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragten
beteiligt sind. (sbr)

Kontakt: Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes, Alexander-
straße 1, 10178 Berlin, Telefon:
030/185 55-18 65, Fax: -418 65,
Email: ads@bmfsfj.bund.de,
Spechzeiten sind montags bis
donnerstags von 9 bis 12 Uhr.

Mehr Frauen in
Führungspositionen

� In den obersten Bundesbe-
hörden hat sich die Zahl weiblicher
Führungskräfte dank des Bundes-
gleichstellungsgesetzes (BGleiG)
erhöht. Das ist das Ergebnis des
ersten Erfahrungsberichts zu dem
seit 2001 bestehenden Gesetz.
Danach stieg von 2000 bis 2006
die Zahl der Abteilungsleiterinnen
von rund neun auf etwa 15 Pro-
zent. Der Anteil von Frauen an Un-
terabteilungsleitungen ist von 8,6
auf 14,7 Prozent, bei den Referats-
leitungen von 13,5 auf 20 Prozent
gestiegen. Insgesamt sind 45,3
Prozent aller Beschäftigten der
obersten Bundesbehörden Frauen.

� Mit Jahresbeginn hat Bran-
denburg den Vorsitz für die 17.
Konferenz der Gleichstellungs-
und Frauenministerinnen und -mi-
nister, -senatorinnen und -sena-
toren der Länder (GFMK) über-
nommen. Damit wird Branden-
burgs Ministerin Dagmar Ziegler
für ein Jahr die Geschäfte führen
und unter anderem die Vertretung
der GFMK gegenüber der Bun-
desregierung und den europäi-
schen Gremien und Organisatio-
nen übernehmen. Ebenfalls gehö-
ren zu ihren Aufgaben die Vertre-
tung der GFMK gegenüber der
Ministerpräsidentenkonferenz und
anderen FachministerInnenkon-

ferenzen sowie gegenüber Ver-
bänden und anderen Institutionen.
Die 17. GFMK wird am 31. Mai und
1. Juni 2007 in Potsdam stattfin-
den, die Vorkonferenz tagt am 19.
und 20. April ebenfalls in der
brandenburgischen Landes-
hauptstadt. Zu den vier Schwer-
punktthemen „Arbeitsmarkt für
Frauen“, „Familienrecht und Fami-
lienpolitik“, „Soziale Sicherung von
Frauen“ und „Frauenförderung im
Bereich Wissenschaft“ wurden im
Vorfeld länderübergreifende Ar-
beitsgruppen eingerichtet.
Weitere Informationen unter
www.masgf-brandenburg.de
im Internet.

Ziegler übernimmt GFMK-Vorsitz

Wir Berlinerinnen
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� Während der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft und im „Euro-
päischen Jahr der Chancengleich-
heit für alle“ öffnet vom 14. bis 16.
Juni 2007 der 17. Globale Frauen-
Gipfel (Global Summit of Women)
im Berliner Hotel Intercontinental
seine Pforten. Seit 16 Jahren fin-
det weltweit an verschiedenen
Orten das Treffen von Business-
Frauen statt. Am vorigen Gipfel
2006 im ägyptischen Kairo nah-
men 900 Frauen aus 89 Ländern
teil, darunter 44 Ministerinnen.
Unternehmerinnen, Managerin-
nen und Gründerinnen sowie
Frauen auf dem Weg in Gründun-
gen oder in führende Positionen
dürfen sich angesprochen fühlen
– ein exklusiver Kreis, was die
Teilnahmegebühr in Höhe von 450
Dollar unterstreicht. Konferenz-
sprachen sind Englisch, Franzö-
sisch, Spanisch und Deutsch.
Internationale Sponsoren, wie Mi-
crosoft, IBM, die Deutsche Tele-
kom und McKinsey unterstreichen
mit ihrem Engagement die Bedeu-
tung der Veranstaltung, die 2007
erstmals in Deutschland stattfin-

det. „Globaler Marktplatz: Heraus-
forderungen und Chancen“ ist das
Thema des Berliner Gipfels. Das
Internationale Planungskomitee
wird von Irene Natividad, der Initi-
atorin der Bewegung des Globa-
len Frauen-Gipfels, geleitet. In
Berlin wurde ein Nationales Gast-
geberinnenkomitee gebildet, dem
auch der Deutsche Frauenrat und
der LandesFrauenRat Berlin, ver-
treten durch die Vorsitzende Julia-
ne von Friesen und Barbara Fac-
cani, angehören.
Das Programm sieht mehrere Ple-
numsveranstaltungen vor, bei de-
nen die Stärkung des wirtschaft-
lichen Engagements von Frauen
im Mittelpunkt steht. Die Entwick-
lung wichtiger beruflicher Fähig-
keiten ist Fokus der vier Schwer-
punkte Entwicklung von Füh-
rungskompetenzen, unternehme-
risches Handeln und Führung
kleiner Unternehmen sowie offe-
nes Themenforum. Rund um den
Gipfel gibt es kontinuierlich die
Chance zum Netzwerken mit Frau-
en aus Unternehmen weltweit. Auf
dem Gipfel werden jedoch keine

Dokumente verabschiedet, hier
geht es ausschließlich um Erfah-
rungs- und Informationsaustausch
sowie das Bekanntmachen von
best practice-Beispielen. Die Dis-
kussionen sollen offene sein.
Im Rahmen des Gipfels sollen zwei
Preise verliehen werden: der Glo-
bal Women´s Leadership Award
und der German Women´s Lea-
dership Award. Das Internationale
Planungskomitee hat die deut-
schen Gastgeberinnen aufgefor-
dert, eine geeignete Kandidatin
für den nationalen Frauenpreis zu
benennen. Er soll an eine erfolg-
reiche Frau für ihr Lebenswerk
verliehen werden, die sich ganz
besonders für das berufliche
Weiterkommen anderer Frauen
eingesetzt hat. Der LandesFrau-
enRat Berlin hat sich an der No-
minierung für diesen Preis betei-
ligt. (sbr)

Weitere Informationen sowie
die Anmeldeformulare sind auf
der Website des Globalen
Frauen-Gipfels unter www.
globewomen.com zu finden.

� Das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Ju-
gend unterstützt jetzt verstärkt die
Vernetzung von Fraueninitiativen
und -institutionen auf lokaler Ebe-
ne. Von diesem Jahr an sollen
örtliche Gleichstellungsbeauf-
tragte, Beratungsstellen sowie
Vereine und Verbände mit Förde-
rung des Ministeriums jährlich
bundesweit rund 80 Informations-
börsen zu Themen wie Chancen-
gleichheit im Erwerbsleben, Alters-
vorsorge, politisches Engagement
oder Gewalt gegen Frauen orga-
nisieren. Die Initiative unter dem
Motto „Informieren, Austauschen,
dabei sein“ startete mit der Frei-
schaltung von www.infoboersen-
fuer-frauen.de im Internet.
Die lokalen Infobörsen, die wie
Messen organisiert sind, richten

sich an Mädchen und Frauen aller
Altersgruppen und Kulturkreise.
Sie geben Tipps, wie Frauen Netz-
werke aufbauen und ihre Position
im Alltag wie im Berufsleben ver-
bessern können. Spezielle Ange-
bote für ältere Frauen und für
Migrantinnen berücksichtigen die
demografischen und gesellschaft-
lichen Veränderungen in Deutsch-
land. Die Infobörsen sollen beste-
hende lokale Initiativen bündeln
und den Austausch der gleichstel-
lungspolitischen Akteurinnen und
Akteure vor Ort fördern. Je nach
Themenschwerpunkt und Bedarf
können die Veranstalterinnen
auch mit Arbeitsagenturen oder
Ausländerbehörden zusammen-
arbeiten. Praktische Unterstüt-
zung erhalten sie durch ein Ser-
vicebüro.

Broschüre informiert
über Elterngeld

� Was bedeutet das neue El-
terngeld- und Elternzeitgesetz für
die Arbeitgeberseite? Auf welche
Veränderungen müssen sich die
Verantwortlichen in den Betrieben
einstellen? Wie lässt sich die zu
Jahresbeginn in Kraft getretene
Regelung für den Erfolg des Unter-
nehmens optimal ausnutzen? Die-
se Fragen beantwortet die neue
kostenlose Broschüre „Das neue
Elterngeld - Umsetzung in der be-
trieblichen Praxis“, die das Bun-
desfamilienministerium herausge-
geben hat. Sie kann beim Publika-
tionenversand der Bundesregie-
rung, Postfach 48 10 09 in 18132
Rostock, Telefon: 01805/77 80 90
(12 Cent pro Minute) oder per
Email an publikationen@bun-
desregierung.de bestellt werden.

Ministerium fördert Infobörsen

Frauen-Gipfel im Berliner Interconti

Wir Berlinerinnen
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� Der SPD-Vorsitzende Kurt
Beck, der Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion, Dr.
Peter Struck, Bundesfinanzmi-
nister Peer Steinbrück, die
Bonner Oberbürgermeisterin
Bärbel Dieckmann und die
stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion,
Nicolette Kressl, haben Ende
Februar das Konzept der SPD
für die Umsetzung eines
Rechtsanspruchs auf Kinder-
betreuung vorgestellt:
Wir Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten wollen Kinder und
Familien gezielter fördern. Deutsch-
land gibt nicht zu wenig Mittel aus
für die Familien, sondern vielfach
an den falschen Stellen. Das zei-
gen uns zahlreiche internationale
Vergleichsstudien. Woran es bei
uns hapert, ist die Infrastruktur.
Genau diese ist aber die Grundla-
ge für familien- und bildungspoliti-
schen Erfolg. Andere Länder sind
bei gleichem oder geringerem Mit-
teleinsatz erfolgreicher hinsichtlich
Geburtenrate, Armutsvermeidung,
Frauenerwerbstätigkeit und Bil-
dungschancen, weil sie ihre Mittel
zielgenauer einsetzen. Wir setzen
uns zum Ziel, zügig zur Spitzen-
gruppe von erfolgreichen Staaten
aufzuschließen. Für uns Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokra-
ten ist der Ausbau von Bildung und
Betreuung die familienpolitische
Aufgabe Nummer eins. Denn der
Ausbau des Angebots an Kinder-
betreuung ist ein wirkungsvoller
Schlüssel zur Verbesserung der
Bildungs- und damit Zukunfts-
chancen unserer Kinder, besse-
ren Integration von Kindern aus
sozial benachteiligten Familien,
besseren Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, nachhaltigen Ar-
mutsvermeidung. Gute Bildung
und Weiterbildung, aber auch die
Erhöhung der Erwerbschancen
von Frauen werden vor dem Hin-
tergrund von demografischem
Wandel und Globalisierung auch

zur ökonomischen Notwendigkeit.
Es gilt, keine Zeit mehr zu verlie-
ren. Deshalb wollen wir ein Bünd-
nis für Kinder und Familien von
Kommunen, Ländern und Bund.
Mit dem Angebot an Kindertages-
stätten und Tagesmüttern wollen
wir eine wirkliche Wahlfreiheit her-
stellen. Es geht uns nicht darum,
ein bestimmtes Familienmodell
vorzuschreiben. Es geht vielmehr
darum, für die tatsächlichen Be-
dürfnisse von jungen Eltern und
Kindern die besten Rahmenbedin-
gungen zu schaffen.
Mit dem Tagesbetreuungsausbau-
gesetz (TAG) für Betreuungsplät-
ze für Kinder unter 3 Jahren und
dem 4-Milliarden-Ganztagsschul-
programm hat die SPD in der Re-
gierungsverantwortung erstmals
sichtbar neue Prioritäten in der Fa-
milienpolitik gesetzt. Die von unse-
rer damaligen Familienministerin
Renate Schmidt gestarteten Initia-
tiven der „Lokalen Bündnisse“ und
der „Allianz für Familie“ zielen er-
gänzend auf eine familienfreund-
lichere Gestaltung des Lebens-
und Arbeitsumfelds von Familien.
Der 2005 eingeführte Kinderzu-
schlag ist ein erster Schritt auf
dem Weg, um zu verhindern, dass
die Geburt von Kindern für Fami-
lien mit niedrigen Erwerbseinkom-
men zum Einstieg in eine Armuts-
karriere wird. Das Elterngeld si-
chert nicht nur das Einkommen
von Familien im ersten Jahr nach
der Geburt, sondern unterstützt
auch die partnerschaftliche Auftei-
lung von Erwerbs- und Familien-
arbeit. Diese Maßnahmen tragen
eine klare sozialdemokratische
Handschrift. Die Familienpolitik ist
auf einem guten Weg - dank des
von uns angestoßenen Paradig-
menwechsels. Jetzt muss der be-
schleunigte Ausbau der Kinderbe-
treuung folgen.
Deshalb setzen wir uns zum Ziel,
zügig Quantität und Qualität der
Angebote für Betreuung, Bildung
und Erziehung zu verbessern. Das

können wir erreichen, indem wir
einen Rechtsanspruch auf einen
ganztägigen Betreuungsplatz für
alle Kinder vom 1. Geburtstag bis
zum Schuleintritt schaffen, der ab
dem Jahr 2010 gilt, durch Qualifi-
zierungsangebote sowie eine wei-
ter verbesserte Ausbildung für Er-
zieher und Erzieherinnen und in-
dem wir schrittweise die Eltern von
den Beiträgen für Kindergärten
bzw. Kitas befreien.
Wir schätzen die Kosten folgen-
dermaßen: Wo ein Rechtsan-
spruch bereits realisiert ist, wird er
von 70 % der 2jährigen, 50 % der
1jährigen und 5 % der unter 1jäh-
rigen in Anspruch genommen. Die
auf dieser Basis zu schaffenden
Plätze kosten angelehnt an die
Schätzungen des 12. Kinder- und
Jugendberichts rund 3,5 Mrd. Eu-
ro. Zusätzlich berechnen wir für die
neuen Bundesländer einen Auf-
schlag. Denn wir wollen nicht, dass
ausgerechnet diejenigen Länder,
die bereits in der Vergangenheit
für ein gutes Angebot an Kinderta-
geseinrichtungen gesorgt haben,
leer ausgehen. Wir haben deshalb
anhand des Schlüssels der Län-
deranteile an den Kindern unter
6 Jahren diese Mittel um einen Be-
trag für die neuen Länder aufge-
stockt. Dieser beträgt 720 Mio.
Euro. Diese Mittel sollen auch im
Bereich Bildung und Betreuung
eingesetzt werden, beispielsweise
für Beitragsentlastungen oder
Qualitätsverbesserungen. Insge-
samt kostet demnach die Verwirkli-
chung des Rechtsanspruchs ab
2010 rund 4,22 Mrd. Euro jährlich.
Um eine Verbesserung der Quali-
tät zu erreichen, sind verschie-
dene Maßnahmen denkbar. Auch
hierzu liegen uns Schätzungen zu
Mehrkosten vor: rund 121 Mio. Eu-
ro für die Anhebung des Ausbil-
dungsniveaus von Erzieherinnen
und Erziehern, rund 380 Mio. Euro
für eine Verbesserung des Erzie-
herin-/Erzieher-Kind-Schlüssels,

Weiter auf Seite 9
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Wir Berlinerinnen

� „Ich freue mich sehr, dass sich
der Koalitionspartner nun auch
aktiv in die von mir angestoßene
Debatte um einen breiten Ausbau
der Kinderbetreuungsangebote
einschaltet und sich die an-
spruchsvolleren Ziele zueigen
macht. Einige Vorschläge der SPD
sind diskussionswürdig, andere
greifen jedoch eindeutig zu kurz.
Bei der Suche nach tragfähigen
Finanzierungskonzepten sollten
aber auf jeden Fall die für den Aus-
bau der Kinderbetreuung verant-
wortlichen Länder von Anfang an
mit eingebunden werden“, sagt
Bundesfamilienministerin Ursula
von der Leyen. Sie schlägt vor, dass
sich möglichst rasch eine Sonder-
konferenz der Jugend- und Fami-
lienministerinnen und -minister
der Länder mit dem bedarfsge-
rechten Ausbau der Kinderbetreu-
ungsangebote und einer notwen-
digen Qualitätsoffensive befassen
soll. „Dort haben wir die große
Chance, gemeinsam mit den Län-
dern eine Übereinkunft über kon-

krete Schritte zu erreichen, die da-
nach in einem freiwilligen Pakt von
Bund, Ländern und Kommunen
gemeinsam umgesetzt werden“,
so von der Leyen. Um möglichst
konkrete Absprachen zu erzielen,
regt die Familienministerin an,
dass alle Beteiligten im Vorfeld so
genau wie möglich bereits vorhan-
dene Kapazitäten, Ziele und Pla-
nungen in ihren Bundesländern
ermitteln. Ihr Ministerium will in en-
ger Abstimmung mit dem Bundes-
finanzministerium Vorschläge er-
arbeiten, welche gemeinsamen
Wege von Bund, Ländern und
Kommunen es gibt, den notwendi-
gen Ausbau zu unterstützen. „Es
ist gut, dass es auch auf Seiten
der SPD Zustimmung für die Idee
gibt, das Geld, das aufgrund der
geringeren Kinderzahl eingespart
wird, den Familien zu belassen“,
so von der Leyen. „Der Vorschlag,
für eine Finanzierung des Ausbaus
das Kindergeld für alle Eltern ein-
zufrieren und den Kinderfreibetrag
zu reduzieren, schafft neue Unge-

rechtigkeiten zwischen Familien mit
unterschiedlichen Einkommen“, so
die Ministerin. „Das würde nur
heißen, die Eltern schulpflichtiger
Kinder gegen die Eltern kleiner
Kinder auszuspielen. Dabei profi-
tiert die gesamte Gesellschaft
davon, dass alle Kinder gut ins Le-
ben starten und eine hochwertige
frühkindliche Erziehung die Talente
weckt, die in Ihnen stecken.“ Das
SPD-Papier bleibe auch jede
sachliche Begründung dafür
schuldig, warum ausgerechnet je-
ne aufgelisteten Positionen für
Umschichtungen zugunsten des
Ausbaus der Kinderbetreuung ge-
eignet sein sollen. „Die von der
SPD geplanten Veränderungen
beim Ehegattensplitting würden
dazu führen, dass Familien mit Kin-
dern weniger Geld zur Verfügung
haben. Wer Familien mit steuer-
rechtlichen Mitteln wirklich helfen
will, muss eine Kinderkomponente
im Steuerrecht einführen, die über
weite Einkommensgruppen viele
Kinder erreicht“, so von der Leyen.

„SPD-Vorschläge greifen zu kurz“
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rund 200 Mio. Euro für verbesserte
Sprachförderung, 37,5 Mio. Euro
für die Einführung von flächendek-
kenden Qualitätstrainings und 27
Mio. Euro für die Einführung von
Qualitätsmanagementsystemen.
Um als erste Stufe den Kitabesuch
(3-6 Jahre) beitragsfrei zu stellen,
fallen nach Schätzungen der Dort-
munder Arbeitsstelle für Kinder-
und Jugendhilfestatistik im Falle
eines bedarfsdeckenden Ange-
bots an ganztägiger Betreuung
rund 1,4 Mrd. Euro an. Wir wollen,
dass unsere Ziele Wirklichkeit wer-
den. Deshalb schlagen wir eine
solide Finanzierung vor. Wir wollen
Mittel, die aufgrund des demogra-
phischen Wandels freiwerden, wie-
der in Familien investieren. Durch
die rückläufigen Kinderzahlen wer-
den Bund, Länder und Kommunen
finanziell entlastet. Auch der Bund
wird weniger für das Kindergeld

und die kindbezogenen Steuer-
freibeträge ausgeben müssen. Im
Jahr 2010 ergeben sich Einspa-
rungen von rund 630 Mio. Euro
allein durch geringere Kinder-
geldzahlungen. Wir halten es für
gerechtfertigt, für einen über-
schaubaren Zeitraum auf eine ge-
ringfügige Kindergelderhöhung zu
verzichten, um damit endlich beim
Ausbau der dringend benötigten
Kinderbetreuung voranzukom-
men. Deshalb wollen wir einmalig
die nächste Kindergelderhöhung
aussetzen, und zwar um 10 Euro
monatlich. Wir wollen den gelten-
den Freibetrag für Betreuung, Er-
ziehung und Ausbildung in Höhe
von 2.160 Euro moderat senken,
und zwar um 300 Euro. Die steuer-
liche Absetzbarkeit von Betreu-
ungskosten für Kinder bis zum 14.
Lebensjahr ist im Rahmen der
Werbungskosten bzw. Sonderaus-
gaben erheblich verbessert wor-

den. Wir wollen Leistungen, die
sich ausschließlich auf die Förde-
rung der Ehe konzentrieren, vor-
sichtig begrenzen und die dabei
frei werdenden Mittel in den Bil-
dungs- und Betreuungsbereich in-
vestieren. Deshalb wollen wir ein
tariftechnisches Realsplitting ein-
führen. Dabei bleibt es bei der ge-
meinsamen Veranlagung der Ehe-
partner. Allerdings wird das erzielte
Einkommen nicht mehr gleichmä-
ßig auf beide Partner aufgeteilt. So
kann nicht mehr die Hälfte des zu
versteuernden Einkommens auf
den Partner/auf die Partnerin über-
tragen werden, sondern nur noch
ein in seiner Höhe begrenzter Be-
trag, in diesem Fall von 15.000 Eu-
ro. Alle anderen Regelungen, wie
die steuerrechtlichen Übertra-
gungsmöglichkeiten, bleiben
unverändert. Wir halten dies für
gerechtfertigt, denn Familienför-
derung hat für uns Vorrang.

Paradigmenwechsel soll finanzielle Folgen haben
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� Die Gesundheitsreform wird
ab April 2007 stufenweise in Kraft
treten. Nach monatelangem Streit
haben wir ein Gesetz verabschie-
det, mit dem wichtige Weichenstel-
lungen hinsichtlich der Altersent-
wicklung der Bevölkerung, der
sich wandelnden Arbeitswelt und
auch der Teilhabe aller am medizi-
nischen Fortschritt gesetzt wer-
den. Die bis auf 14 Milliarden Euro
anwachsende Steuerfinanzierung
weist in die richtige Richtung einer
solidarischen Finanzierung.
Zu Recht hat der Deutsche Frau-
enrat moniert, dass im Gesetzent-
wurf weder das Prinzip des Gen-
der Mainstreaming noch eine ge-
schlechterdifferenzierende Ge-
sundheits- und Krankenversor-
gung Berücksichtigung findet. Das
Gender Mainstreaming-Prinzip ist
für einige Politiker der Unionsfrak-
tion wohl noch immer Teufelszeug.
Ich werde dennoch nicht aufgeben
und habe bereits angekündigt,
dass ich zusammen mit der SPD-
Fraktion bei der Pflegereform er-
neut darum kämpfen werde.
Immerhin hat der Bundestag auf
meine Initiative hin am 2. Februar
2007 per Entschließungsantrag
die Bundesregierung dazu aufge-
fordert, die Gesundheitsversor-
gung nach geschlechts-, alters-
und lebenslagenspezifischen Ge-
sichtspunkten auszubauen. Damit
wird endlich anerkannt, was in-
zwischen zahlreiche Studien ge-
zeigt haben: Dass Symptome und
Verlauf von Krankheiten bei Frau-
en und Männern unterschiedlich
sind, dass beide Geschlechter un-
terschiedlich auf Medikamente
reagieren, dass der Umgang mit
Gesundheit und Krankheit nicht
derselbe ist, und dass sich die
verschiedenen Lebens- und Ar-
beitsbedingungen unterschiedlich
auf die Gesundheit auswirken.
Wenn diese Aspekte bei Präven-
tionsangeboten und bei der ärztli-
chen Behandlung berücksichtigt
werden, bedeutet das für die Pa-

Gesundheit – Pflege – Gender
von Mechthild Rawert, MdB

tientinnen und Patienten, dass
ihre gesundheitliche Versorgung
besser auf ihre spezifische Lage
zugeschnitten ist. Damit können
unsinnige Behandlungen und
nicht zuletzt auch Kosten für das
Gesundheitssystem vermieden
werden.

Reform der
Pflegeversicherung ist

frauenpolitische
Herausforderung

Eines der nächsten Großprojekte
ist die Reform der Pflegeversiche-
rung. Wir werden erneut grund-
sätzliche Diskussionen zur Finan-
zierung führen müssen – naiv, wer
dieses nicht glaubt. Und darüber
hinaus gilt auch hier: Die gender-
und frauenspezifischen Aspekte
sind verstärkt zu implementieren.
Frauen haben überproportional
häufig mit Pflege zu tun. Erstens
werden Pflegeberufe von weibli-
chen Arbeitskräften dominiert,
deren Leistung auch angemessen
bezahlt werden muss. Zweitens
sind bei der Pflege von Familien-
angehörigen vor allem Frauen ak-
tiv. Nach der Herausforderung, Be-
ruf und Karriere mit der Erziehung
von Kindern zu vereinbaren, folgt
für Frauen in der zweiten Lebens-
hälfte oft noch ein weiteres Verein-
barkeitsproblem: das von Beruf
und Pflege. Laut aktuellem Alten-
bericht der Bundesregierung sind
vier von zehn Frauen zwischen 45
und 54 Jahren aus familiären Grün-
den nicht berufstätig, was sich
zwangsläufig auf ihre Einkünfte im
Alter auswirkt. Der Bericht fordert
deshalb, die häusliche Pflegear-
beit besser anzuerkennen, zum
Beispiel sollten die sozialversiche-
rungsrechtlichen Abgaben der Pfle-
genden weiter gezahlt werden,
Unternehmen die Vereinbarkeit
von Beruf und Pflege erleichtern
und bei diesem Engagement von
staatlicher Seite gefördert wer-
den. Als drittes ist zu berücksich-
tigen, dass es vorrangig Frauen

sind, die auf Leistungen der Pfle-
geversicherung angewiesen sind.
Ihre Bedürfnisse sind deshalb
beim Leistungsangebot auch un-
bedingt zu berücksichtigen.
Im Koalitionsvertrag von SPD und
Union sind bereits einige Verbes-
serungen angedacht, von denen
auch die Frauen profitieren wer-
den. Beispielsweise ist vorgese-
hen, die professionelle Pflege zu
entbürokratisieren. Damit werden
die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in Pflegeheimen und bei ambu-
lanten Pflegediensten von über-
flüssigem Verwaltungsaufwand
entlastet. Außerdem soll der so
genannte Pflegeurlaub im Rah-
men der Familienpflege ausge-
weitet werden. Angebote zur Un-
terstützung der häuslichen Pflege
will die Koalition künftig stärker
fördern. Im Vergleich mit den For-
derungen der Altenberichtskom-
mission reicht das allerdings längst
nicht aus. Für die professionelle
und für die familiäre Pflege gilt:
Pflege kostet Geld, und die Pfle-
genden haben nicht nur imma-
teriell ein billiges Dankeschön,
sondern tatsächlich eine anstän-
dige finanzielle Aufwandsentschä-
digung verdient, um ihre Existenz
zu sichern. Ich fordere deshalb die
Frauenverbände auf, sich dieser
Thematik intensiv zuzuwenden
und ihre Forderungen zur Pfle-
gereform aktiv einzubringen.
Darüber hinaus gilt für mich: Die
stationäre Pflege darf nicht gegen
die ambulante ausgespielt werden,
denn wir brauchen beide. Wir be-
nötigen einen Ausbau der profes-
sionellen Hilfen mit einer guten
Entlohnung für die Beschäftigten,
aber auch eine Kultur des Helfens
und mehr bürgerschaftliches En-
gagement. Weil Deutschland ein
Einwanderungsland ist, müssen
wir die Bedürfnisse von Frauen
und Männern mit Migrationshinter-
grund stärker einbeziehen und un-
ser Pflegewesen kultursensibler
gestalten.

Wir Berlinerinnen



� „Eines steht bereits so gut wie
fest: Die Reform wird den Erfor-
dernissen und Erkenntnissen ei-
ner geschlechtergerechten Ver-
sorgung von PatientInnen nicht
gerecht“, kommentiert der Deut-
sche Frauenrat (DF) die jetzt be-
schlossene Gesundheitsreform.
Noch kurz vor Verabschiedung des
Gesetzespaketes wandte sich der
DF mit seiner Kritik noch einmal
an die gesundheitspolitischen
SprecherInnen und Fraktionsvor-
sitzenden des Bundestages, an
die PatientInnenbeauftragte der
Bundesregierung und die feder-
führende Ministerin Ulla Schmidt.
„Damit kommen Bundestag und
Bundesregierung erneut der Ver-
pflichtung, das Prinzip des Gen-
der-Mainstreamings anzuwenden,
nicht nach“, heißt es in dem
Schreiben der Frauenlobby. Und
weiter: „Dabei wäre die Veranke-
rung der Berücksichtigung von
geschlechts-, alters- und lebens-

lagenspezifischen Unterschieden
in diesem Gesetz um so notwen-
diger, als die in der Gesundheits-
versorgung beteiligten Akteurin-
nen und Akteure von sich aus nur
sehr zögerlich oder gar nicht ge-
schlechtsspezifische Unterschiede
berücksichtigen und die wenigen,
die dies tun, in ihrer Haltung nicht
ermutigt werden.“
Der Deutsche Frauenrat fordert
die Verantwortlichen dringend auf,
bei weiteren Reformen im Ge-
sundheitsbereich, vor allem bei
der angekündigten Reform der
Pflegeversicherung, nicht länger
Wortbruch zu begehen.
Die Reform stellt eine verpasste
Chance für mehr Geschlechter-
gerechtigkeit im Gesundheitssys-
tem dar, so auch der Deutsche
Ärztinnenbund (DÄB) und der Ver-
band der Business and Professio-
nal Women (BPW) Germany zur
Verabschiedung des GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetzes.

� Die Deutsche Gesellschaft für
Personalführung e.V. (DGFP) ist
mit einer aktuellen Befragung
unter ihren Mitgliedsunternehmen
der Frage nachgegangen, wie
Personalmanager die Auswirkun-
gen des Elterngeldes einschätzen.
An der Untersuchung haben sich
142 von 1.047 zufällig ausgewähl-
ten Unternehmen beteiligt.
Einige Ergebnisse: 57 Prozent der
befragten Personalmanager rech-
nen damit, dass wegen der Ein-
führung des Elterngeldes die Per-
sonalplanung flexibler werden
muss, und 52 Prozent gehen
davon aus, dass das Interesse an
familienfreundlichen Angeboten
zunehmen wird. Bemerkenswert:
80 Prozent und damit eine sehr
deutliche  Mehrheit der Personal-
manager erwartet, dass sich das
Elterngeld auf das eigene Unter-
nehmen weder positiv noch nega-
tiv auswirken wird.
Allerdings: Nur sieben Prozent der
Unternehmen nehmen die Einfüh-

Geschlechtergerechte
Bildung

� Die Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) plant,
demnächst eine Praxishilfe für
geschlechtergerechte Bildung
unter dem Titel „Eine Schule für
Jungen und Mädchen“ herauszu-
geben. „Wir könnten doch in ge-
eigneter Weise und an geeigneten
Stellen darauf hinweisen, dass
nicht die so genannte Femini-
sierung des Lehrberufs das Pro-
blem ist, sondern die geringen
Kenntnisse aus der Lehrerfort-
und -ausbildung über die spezi-
fische Mädchen- und Jungen-
förderung in den Bildungseinrich-
tungen“, meint dazu Anne Jenter
vom GEW-Hauptvorstand in einem
Newsletter der Gewerkschaft zur
Thematik.

Kontakt via Email an anne.
jenter@gew.de, mehr Info sind
auch unter www.gew.de zu im
Internet finden.
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Gesundheitsreform ist Wortbruch

rung des Elterngeldes zum Anlass,
verstärkt über eine familienorien-
tierte Personalpolitik nachzuden-
ken, obwohl sich knapp die Hälfte
(47 Prozent) bereits seit längerem
intensiv mit diesem Thema be-
schäftigen. Ihnen fehle schlicht die
Zeit, entsprechende Konzepte zu
erarbeiten, geben 35 Prozent der
befragten Personalmanager an.
In großen Unternehmen gibt es
zahlreiche Maßnahmen, die den
Wiedereinstieg ins Berufsleben
nach der Elternzeit erleichtern
können. Bei der Unterstützung der
Kinderbetreuung, bei Weiterbil-
dungsangeboten und bei Netz-
werk- und Patenprogrammen für
Eltern haben größere Unterneh-
men die Nase vorn.
Der Gestaltungsspielraum auch
kleinerer Unternehmen ist noch
nicht ausgeschöpft. So können
sich 59 Prozent der Personal-
manager vorstellen, künftig die
Führungskräfte gezielt für die Be-
lange von Eltern zu sensibilisieren,

54 Prozent denken über Einar-
beitungsprogramme für den Wie-
dereinstieg nach der Elternzeit
nach.
Für die Einführung und Umset-
zung familienfreundlicher Maß-
nahmen wünschen sich 54 Pro-
zent mehr Unterstützung durch die
Führungskräfte und 47 Prozent
erhoffen sich mehr Eigeninitiative
der Eltern.
Insgesamt denken 85 Prozent der
befragten Personalmanager, dass
eine familienorientierte Personal-
politik für ihr Unternehmen in den
kommenden zehn Jahren an Be-
deutung gewinnen wird.

Die Studie und weitere Infor-
mationen zum Thema können
bezogen werden bei der DGFP
e.V., Referat Arbeitskreise,
Christiane Geighardt, Telefon:
0211/59 78-113, Fax: -291 13,
Email: geighardt@dgfp.de
sowie Internet: www.dgfp.de/
praxispapiere.

Elterngeld fordert flexible Personalplanung

Wir Berlinerinnen
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Die Stärke Europas ist seine Vielfalt
Schwerpunkte von Ministerin von der Leyen für 2007

� Mit einer europaweiten Konfe-
renz zu den Themen Diskriminie-
rung und Chancengleichheit am
30. und 31. Januar sowie dem
ersten Europäischen Gleichstel-
lungsgipfel in Berlin starteten
Bundesministerin Ursula von der
Leyen (CDU) und der EU-Kommis-
sar für Beschäftigung, soziale
Angelegenheiten und Chancen-
gleichheit, Vladimír Hpidla die
deutsche EU-Ratspräsidentschaft
und das „Europäische Jahr der
Chancengleichheit für alle 2007“.
„Die Stärke Europas liegt in seiner
Vielfalt. Wir wollen dieses Jahr
nutzen, um gemeinsam Chancen-
gleichheit und Vielfalt in den Mittel-
punkt zu rücken“, so die Ministerin
in ihrer Ansprache. „Dabei liegen
mir vier Gruppen besonders am
Herzen: die Älteren, die Jugend-
lichen, die Zugewanderten und die
jungen Frauen.“
In den nächsten 25 Jahren wird die
EU-Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter um mehr als 20 Millionen
schrumpfen. „Daher brauchen wir
dringend ein neues Bild des Alters,
das Teilhabe und Mitverantwor-
tung älterer Menschen ebenso
umfasst wie die Wirtschafts- und
Innovationskraft des Alters im
Zeichen lebenslangen Lernens“,
erläuterte von der Leyen. Kinder
und Jugendliche stünden für die
künftige soziale und wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit Europas. „Für
sie bedeutet Chancengleichheit
vor allem der Zugang zu Bildung,
auch für die, die dafür eine zweite
Chance benötigen“, betonte die
Ministerin. Europa könne von viel-
fältigen Kompetenzen seiner Mi-
grantinnen und Migranten profitie-
ren. „Chancengleichheit für diese
Gruppe erreichen wir nur über
eine ausreichende Sprachförde-
rung möglichst von Kindesbeinen
an sowie ein entschiedenes En-
gagement gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit“, erklärte
von der Leyen.

„Mehr Frauen in Führungsposi-
tionen, eine aktive Förderung
selbständiger Frauen, das Über-
winden des fortbestehenden Ent-
geltunterschiedes sowie eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie sind wichtige Meilen-
steine auf dem Weg zu einer
echten Chancengleichheit von
Männern und Frauen“, meint die
CDU-Politikerin.
Das „Europäische Jahr der Chan-
cengleichheit für alle 2007“ soll
neue Impulse geben, Potenziale
und Kompetenzen in Menschen zu
entwickeln, die bisher weniger
Chancen dazu hatten. Die meis-
ten Aktivitäten rund um die vier
Schlüsselthemen des Jahres
Rechte, Vertretung, Anerkennung
und Achtung finden auf nationaler,
regionaler und lokaler Ebene statt.
Dazu gehören Konferenzen und
Veranstaltungen, die fortlaufende
Bewertung der Aktivitäten auf
europäischer und nationaler Ebe-
ne sowie eine Reihe von Erhe-
bungen und Studien, die 2007
veröffentlicht und in die Debatten
auf europäischer und nationaler
Ebene einbezogen werden sollen.

Zieles des Ministeriums

Unter dem Leitgedanken „den de-
mografischen Wandel als Chance
begreifen und Chancengleichheit
für alle in Beruf und Gesellschaft
fördern“ widmet sich das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend im Rahmen
der EU-Ratspräsidentschaft 2007
den Schwerpunkten:
Î Familien stärken: Mehr Kin-
der in die Familie und mehr Fami-
lie in die Gesellschaft
Î Chancengleichheit für
Frauen und Männer in der Er-
werbs- und Familienarbeit fördern
Î Erfahrung ist Zukunft: Chan-
cen erkennen - Erfahrungswissen
nutzen - Märkte erschließen
Î Gleiche Chancen und ge-
sellschaftliche Beteiligung für alle

Kinder und Jugendlichen anstre-
ben
Zentrales Vorhaben im Rahmen
der Familienpolitik ist die Initiierung
einer „Europäischen Allianz für
Familien“.

Kritik der Verbände

Die politischen Akzente, die Bun-
desministerin von der Leyen in
diesem Jahr setzen will, fanden bei
Frauenpolitikerinnen wenig Ge-
genliebe. „Leider ist aus unserer
Sicht bis zum heutigen Zeitpunkt
eine erhoffte umfassende Be-
förderung der Frauen- und Gleich-
stellungspolitik nicht erkennbar“,
urteilte zum Beispiel der Frauen-
politische Rat Land Brandenburg
e.V. Ende Januar. Die Kolleginnen
des LandesFrauenRates Berlin in
Potsdam fordern vor diesem
Hintergrund dazu auf, „weiterhin
alle Kräfte zu bündeln, um die
nach wie vor bestehenden Be-
nachteiligungen von Frauen in
allen Ebenen der Gesellschaft
abzubauen“.

Weitere Informationen über
Schwerpunkte und Veranstal-
tungen des Bundesfamilienmi-
nisteriums im Rahmen der
deutschen Ratspräsident-
schaft sind unter www.bmfsfj.
de/eu, Informationen zu Inhal-
ten und Veranstaltungen des
„Europäischen Jahres der
Chancengleichheit für alle
2007“ unter www.ec.europa.eu
im Internet zu finden.

EU-Institut in Vilnius

� Das EU-Institut für Gleich-
stellungsfragen soll im litauischen
Vilnius sitzen. Das entschieden
die Sozialminister der 25 EU-
Staaten. Das Institut soll seine
Arbeit im Laufe des Jahres 2007
aufnehmen. Neben Litauen hatten
sich die Slowakei und Slowenien
für den Sitz beworben.

Wir Berlinerinnen



� Aufsichtsräte und Vorstände
sind in Deutschland nach wie vor
fest in Männerhand. Zu diesem
Ergebnis kommt das DIW Berlin in
seinem Wochenbericht 7/2007: Im
Aufsichtsrat der 200 größten Un-
ternehmen in Deutschland sind
Frauen nur zu knapp 8 Prozent
vertreten. Davon sind über die
Hälfte durch Mitbestimmungsre-
gelungen dorthin gelangt. Der An-
teil der Unternehmen ohne eine
Frau im Aufsichtsrat liegt bei über
einem Drittel, am geringsten ist er
bei den größten Unternehmen. Bei
den Vorstandsposten sind Frauen
noch schwächer vertreten: So ist
in den 100 größten Unternehmen
nur eine Frau im Vorstand. Bei den
Top 200 sind nur elf Frauen im
Vorstand, was einem Anteil von gut
einem Prozent entspricht. Zum
Vergleich: Unter den europäi-

� Die Gleichberechtigung von
Frauen und Männern erhöht das
Wirtschaftswachstum, verringert
die Schulden und verbessert die
Bildung. Das geht aus einer Stu-
die des Internationalen Währungs-
fonds hervor, nach der die gesell-
schaftliche Stellung der Frau Aus-
wirkungen auf die Finanz-, Geld-
und Wachstumspolitik eines Lan-
des hat. So könne ein Anstieg des
Bildungsniveaus der Frauen um
zehn Prozent das Bruttoinlands-
produkt um vier Prozent pro Kopf
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Frauenquote in Frankreich

� Das französische Kabinett hat
eine Frauenquote beschlossen.
Danach soll In Regionen und Städ-
ten mit mehr als 3.500 Einwoh-
nern künftig die Hälfte aller politi-
schen Führungspositionen mit
Frauen besetzt werden. Die Stell-
vertreterposten sollen jeweils mit
dem anderen Geschlecht  besetzt
werden.

Unter Mittelwert

� Das Internetportal „Monster“
hat gemeinsam mit einer Schwei-
zer Fachhochschule einen Ge-
haltstest durchgeführt. Danach
verdienen deutsche Frauen bei
gleicher Qualifikation nach wie vor
gut 23 Prozent weniger als ihre
männlichen Kollegen. Damit über-
schreitet Deutschland den euro-
päischen Mittelwert, der 2004 bei
15 Prozent lag. Und: Je höher die
berufliche Position, desto weiter
klafft in Deutschland die Gehalts-
schere zwischen Frauen und
Männern auseinander.

Genderspezifische Studie
zur Selbstständigkeit

� Der selbstständige Haupter-
werb ist in Westeuropa männlich
dominiert. Frauen sind dagegen
vor allem im teilzeitlichen Zuer-
werb selbstständig. So das  Er-
gebnis der Studie „Genderaspek-
te in der Existenzgründung und
Selbstständigkeit“. Zwischen 1996
und 2004 ist in zehn von 15 Län-
dern, unter anderem in Deutsch-
land, der Frauenanteil bei den
Selbstständigen im Haupterwerb
um durchschnittlich zwei Prozent-
punkte gestiegen. Fast die Hälfte
aller haupterwerblich selbststän-
digen Frauen in Deutschland be-
schäftigt Angestellte. Das Auto-
renteam vermutet, dass sich die
Muster der Selbstständigkeit „nicht
allein auf die Problematik der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf
zurückführen lassen“. Auch unter-
schiedliche „Kulturen der Selbst-
ständigkeit und Existenzgrün-
dung“ spielten eine Rolle.

schen Ländern führt Norwegen mit
einem Frauenanteil von knapp
einem Drittel in den Entschei-
dungsgremien der 50 größten
börsennotierten Unternehmen.
Über dem Durchschnitt liegen
auch die anderen skandinavi-
schen Länder und die osteuropäi-
schen EU-Mitgliedsstaaten, wäh-
rend sich Deutschland mit 11 Pro-
zent im Mittelfeld befindet.
Beim Anteil von Frauen in den
breiter definierten Management-
positionen steht Deutschland nach
Angaben der Europäischen Kom-
mission mit rund einem Viertel am
unteren Ende der Länderrang-
folge. Selbst Länder mit relativ ge-
ringer Erwerbsbeteiligung der
Frauen wie Spanien und Italien
weisen hier mit jeweils knapp ei-
nem Drittel deutlich höhere Frau-
enanteile als Deutschland auf.

Unternehmen fest in Männerhand

� In Österreichs Chefetagen sit-
zen aktuell weniger Frauen als
noch vor zwei Jahren: 48 Prozent
der börsennotierten und umsatz-
stärksten Unternehmen werden
derzeit von Männern geführt, 2004
waren es noch 39 Prozent. Dies
geht aus der Befragung des Euro-
pean Women’s Management De-
velopment (EWMD) International
Network von 207 österreichischen
Unternehmen hervor. Nur zehn
Prozent der Betriebe haben da-

Weniger Frauen in Österreichs Chefetagen

Mehr Gleichberechtigung – mehr Wachstum

erhöhen. Für Männer gilt dies al-
lerdings nicht. Begründet wird dies
mit Verhaltensunterschieden der
Geschlechter: Einen zusätzlichen
Euro investiert die Frau lieber in
Schulbücher für die Kinder, der
Mann dagegen eher in eigenen
privaten Konsum. Frauen sparen
mehr als Männer bei geringerem
Risiko. Das ausgeprägte weibliche
Sicherheitsbedürfnis sorgt zudem
für ein höheres Niveau der sozia-
len Absicherung. Mehr Infos unter
www.imf.org im Internet.

nach derzeit Frauen in leitenden
Positionen. Bei einer ähnlichen
Befragung vor zwei Jahren lag der
Anteil noch bei 11 Prozent. In den
Führungsetagen der PR-Branche
hätten beispielsweise weiterhin
fast ausschließlich Männer das
Sagen, während der Frauenanteil
in der PR-Ausbildung seit langem
bei 80 Prozent liege, so der
EWMD. Inzwischen sind in Öster-
reich 52 Prozent aller Universitäts-
absolventen weiblich.

Wir Berlinerinnen



� Der Internationale Frauentag
am 8. März steht vor der Tür und
das sollte eigentlich ein Anlass
zum Jubeln sein. Versuchen will ich
es zumindest!
Im Frauenmuseum in Bonn wer-
den unter dem Titel „Mit Macht zur
Wahl“ in einer Ausstellung 100
Jahre Frauenwahlrecht in Europa
gefeiert. Das ist erfreulich, auch
wenn hier dokumentiert wird, dass
der Kampf der Frauenrechtlerin-
nen um das Wahlrecht keineswegs
in allen 22 europäischen Ländern
bereits in der ersten Dekade des
letzten Jahrhunderts von Erfolg
gekrönt war. Die Schweiz hat nicht
einmal seit 50 Jahren in allen
Kantonen das Frauenwahlrecht.
Aber ich wollte ja nicht meckern!
Außerdem haben wir in Deutsch-
land ja seit 2005 eine Kanzlerin.
Das ist doch immerhin ein Zeichen
des Erfolgs zäher feministischer
Kraftanstrengungen, auch wenn
Angela Merkel das sicher so nicht
sieht. Und in Frankreich, das trotz
Marianne und der Jungfrau von
Orleans noch mehr maskulin do-
miniert zu sein scheint, greift Sé-
golène Royal nach der Präsident-

schaft. Sogar die stolzen Spanier
überlegen, ob eventuell in der
übernächsten Generation eine
Frau für die Thronfolge infrage
kommen könnte, selbst wenn es
da jüngere Brüder gäbe.
Und man kann es kaum glauben,
aber Frauen können tatsächlich
kochen und werden dafür mit Ster-
nen dekoriert oder zumindest häu-
fig in TV-Kochshows gezeigt, wie
Sarah Wiener (A), Johanna Maier
(A), Lydia Egloff (F), Lea Linster
(L) und Cornelia Poletto (D). Und
das obwohl einschlägige Journale
noch vor wenigen Jahren schrie-
ben, Frauen würden in der Spit-
zengastronomie keine Rolle spie-
len. Dass Frauen jedenfalls per-
fekt an die Spitze der Spitzenhotel-
lerie passen, beweisen Hoteldirek-
torinnen wie zum Beispiel Tini Grä-
fin Rothkirch (Dorint am Gendar-
menmarkt), Gundi Katzenmaier
(Hilton) und Uta Felgner (Schloss-
hotel im Grunewald) in Berlin und
um die Topfrau dieser Spezies auf
internationalem Parkett zu nen-
nen: Susanne Hatje, die das Man-
darin Oriental-Hotel in Hongkong
managt.

Und erst die Medien und die Kul-
tur: Der RBB hat Dagmar Reim als
Spitzenfrau und auch der WDR
wird demnächst eine Intendantin
bekommen. Intendantin der Berli-
ner Philharmoniker ist seit gut ei-
nem Jahr Pamela Rosenberg und
die erfolgreichsten Talkshows im
deutschen Fernsehen sind ohne-
hin fest in Frauenhand. Erstaunli-
cher ist da schon, dass sich der
Arbeitgeberverband Gesamtme-
tall, ein echtes Herrenbiotop, mit
Heike Kunstmann eine Hauptge-
schäftsführerin leistet.
Eine Nachwuchsspitzenunterneh-
merin ist zum Beispiel Nina Öger,
die das von ihrem Vater gegrün-
dete große Tourismusunterneh-
men höchst erfolgreich leitet, seit
dieser sich lieber im Europaparla-
ment politisch betätigt. Und die
letzte gute Nachricht: Die 1636 ge-
gründete Eliteuniversität Harvard
wird ab 1. Juli von Drew Gilpin
Faust als erster Präsidentin ge-
führt. Also, es geht doch, das
Nichtmeckern!
Aber ob Ina Deter mit ihrem „Frau-
en kommen langsam,  aber gewal-
tig“ wirklich absolut recht hat???

� Am 17. August 1907 versammel-
ten sich 58 weibliche Delegierte
aus Europa und Übersee zur ers-
ten Internationalen Sozialistischen
Frauenkonferenz in Stuttgart. Da-
mals wurde die Einrichtung eines
Internationalen Frauensekreta-
riats in Deutschland beschlossen.
Den Vorsitz übernahm die deut-
sche Frauenrechtlerin und Sozia-
listin Clara Zetkin. Der 100. Jah-
restag der Sozialistischen Frauen-
internationale ist am Internationa-
len Frauentag, der auf Clara Zet-
kin zurückgeht,  Anlass, auf die Er-
fahrungen der ersten Frauen-
kämpferinnen zurückzublicken,
die heutige Situation der Frauen-
bewegung zu betrachten und zu

FES-Tagung „100 Jahre internationale Frauenbewegung“
debattieren, welche Ziele die
Frauenbewegung im 21. Jahrhun-
dert verfolgen muss. Denn auch
heute, knapp 90 Jahre nach Ein-
führung des Frauenwahlrechts in
Deutschland, ist Chancengleich-
heit kein erledigtes Thema. In den
politischen Entscheidungsgre-
mien sind Frauen weltweit wei-
terhin unterrepräsentiert. Die un-
gleichen Chancen von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt, die ungleiche
Bezahlung für gleichwertige Arbeit
und die Befürchtung, die demo-
graphische Entwicklung könne zu
Einschnitten bei der Frauenför-
derung zugunsten einer verstärk-
ten Familienförderung führen, hat
den gleichstellungspolitischen Dis-

kurs  wiederbelebt - „100 Jahre
internationale Frauenbewegung:
gestern, heute und morgen“ ist die
Tagung der Friedrich-Ebert-Stif-
tung (FES) am Internationalen
Frauentag überschrieben.
Auftakt ist um 16.30 Uhr die Be-
grüßung durch die FES-Vorsit-
zende Anke Fuchs. Zu Wort kom-
men unter anderem die SPD-Eu-
ropaabgeordnete und Vizepräsi-
dentin der Sozialistischen Frauen-
internationale, Lissy Gröner, die
frühere Bundesfrauenministerin
Dr. Christine Bergmann sowie die
AsF-Bundesvorsitzende und stell-
vertretende SPD-Vorsitzende Elke
Ferner, MdB. Mehr Infos unter
www.fes.de im Internet.
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� Männer, die ihren Kolleginnen
Blumen schenken, Frauen, die
sturzbetrunken nach Hause wan-
ken – das hätte der programma-
tischen Clara Zetkin (1857-1933)
wohl kaum gefallen. Einst schlug
sie bei der 2.  Internationalen So-
zialistischen Frauenkonferenz
1910 in Kopenhagen die Einrich-
tung eines Frauentages vor – die
DDR-BürgerInnen begingen ihn
später mit ausgelassenen Be-
triebsfeten, in Westdeutschland
waren in den Hochzeiten der Frau-
enbewegung Demos angesetzt.
In diesem Jahr wäre die Erfinderin
des Frauentages 150 Jahre alt
geworden. Der Tag der Vereinten
Nationen für die Rechte der Frau
und den Weltfrieden, kurz: der
Internationale Frauentag am 8.
März, geht indes auf seinen 100.
Geburtstag zu. Erstmals wurde er
am 19. März 1911 begangen, und
das aus gutem Grund: Der Kampf
um das Frauenwahlrecht war das
erklärte Ziel der Frauenbewegung
um 1900. Mit der erstrittenen Ver-
einsfreiheit für Frauen 1908 konn-
ten sie zwar erstmals Parteien bei-
treten, wenn sie auch noch nicht
wählen durften. Für den weiteren
Kampf wurde der Internationale
Frauentag zum Kristallisations-
punkt. Das Datum 19. März sollte
den revolutionären Charakter un-
terstreichen – der 18. März war
der Gedenktag für die Revolution
1848. Die Festlegung auf den 8.
März erfolgte dann 1921. Je nach
Quelle werden eine Arbeiterinnen-
demonstration in St. Petersburg
während der russischen Revolu-
tion 1917 oder die brutale Nieder-
schlagung einer Demonstration
New Yorker Textilarbeiterinnen im
Jahr 1857 zur Erklärung dafür her-
angezogen.
Am ersten Frauentag beteiligten
sich Millionen von Frauen in Däne-
mark, Deutschland, Österreich,
der Schweiz und den USA. Zen-
trale Forderungen waren außer
dem Wahl- und Stimmrecht unter

anderem Arbeitsschutzgesetze,
ein ausreichender Mutter- und
Kinderschutz, der Achtstundentag,
Mindestlöhne und gleicher Lohn
für gleiche Arbeit. Zum Frauentag
1913 legte Zetkin in der von ihr ge-
gründeten Zeitschrift „Die Gleich-
heit“ einmal mehr die theoretische
Position der Sozialdemokratie dar,
der zufolge die Frauenfrage nur
zusammen mit der Arbeiterfrage
gelöst werden könne. Als sie 1917
die USPD mit gründet, wird ihr die
Herausgabe der Zeitschrift entzo-
gen. Nach der nun möglichen
Wahl in den Reichstag hält sie als
erste Abgeordnete der KPD dort
eine Rede und leitet ab 1921 die
Zeitschrift „Die kommunistische
Fraueninternationale“. Als Alters-
präsidentin des Reichstags 1932
spricht sie über den Zusammen-
bruch der kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung und plädiert für
eine Einheitsfront gegen den dro-
henden Faschismus.
Am 5. Juli 1857 wurde Clara Zetkin
geboren. Zwei Jahre ihres Lebens
hat sie im oberhavelländischen
Birkenwerder gelebt. Das war
1957 Anlass genug für die DDR,
in ihrem ehemaligen Wohnhaus in
der Summter Straße 4 eine Ge-
denkstätte einzurichten – die heu-
te noch museale Räume beher-
bergt, die mit Zetkin-Möbeln ein-
gerichtet und Dokumenten gestal-
tet sind. So heißt es in diesem
Jahr: 150 Jahre Clara Zetkin, 50
Jahre Clara-Zetkin-Gedenkstätte
in Birkenwerder. Auftakt für das
Jubiläumsjahr ist am Sonntag,
dem 11. März, um 14 Uhr mit einem
Beitrag zu der Sozialdemokratin
und Frauenrechtlerin Emma Ihrer,
die in diesem Jahr ebenfalls 150
Jahre alt geworden wäre. Unter
dem Motto „Sie lebte ein Stück der
Zukunft voraus - Emma Ihrer feiert
ihren 150. Geburtstag bei Clara
Zetkin in Birkenwerder“ wird der
Weggefährtin gedacht, die sich
ebenso mutig wie tatkräftig  für die
Gleichberechtigung der Frauen

eingesetzt hat. Zu Unrecht gerie-
ten der Einsatz Emma Ihrers ge-
gen das Politikverbot für Frauen
und ihr außergewöhnliches Privat-
leben in Vergessenheit, meint der
Förderverein der Clara-Zetkin-
Gedenkstätte e.V. Die Sozialwis-
senschaftlerin Claudia von Gélieu
von „Frauentouren“ wird aus dem
Leben dieser Frau berichten.  Am
Veranstaltungstag ist das Muse-
um ab 11 Uhr geöffnet.
Im Jubiläumsjahr will sich der För-
derverein noch intensiver einer
kritischen Würdigung der Person
und des Hauses annehmen. Am
24. Juni sollen die Geburtstags-
feierlichkeiten mit der Präsentation
einer neuen Publikation zu Clara
Zetkin eingeleitet werden. Die
Französin Florence Hervé wird ihr
Buch, aber auch den französi-
schen Zugang zu Zetkin vorstel-
len. Dann wird am 7. und 8. Juli
rund um die Gedenkstätte gefei-
ert. Mit Performance, Liedern,
Film, Lesung und Märchencafé
sollen Gäste aus fern und nah ins
Zetkin-Haus gelockt werden und
sich jenseits von ideologischen
Auseinandersetzungen schlicht
vergnügen. Für den Herbst ist
noch einmal eine ernstere Veran-
staltung geplant. Eingeladen ist
Dr. Tania Puschnerat, die eine
neue Biografie über Clara Zetkin
geschrieben hat und mit ihrem An-
satz zu ganz anderen Erkenntnis-
sen über die Politikerin kommt.
Darüber hinaus sind weitere Ver-
anstaltungen geplant. Ganz den
Arbeitsschwerpunkten des För-
dervereins entsprechend werden
mehrere interessante Frauenge-
stalten vorgestellt, aber auch die
Ortsgeschichte von Birkenwerder
wieder zum Thema gemacht.
Mehr Infos zur historischen
Frauenbewegung und Clara
Zetkin unter www.dhm.de/
lemo sowie www.clara-zetkin.
de im Internet, zur Gedenk-
stätte unter 03303/50 29 20
(Manuela Dörnenburg).

Bei Clara Zetkin in Birkenwerder
Die Erfinderin des Frauentags wird 150 Jahre alt
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Gewalt gegen
Migrantinnen

� Wie lassen sich Migrantinnen
erreichen und welche Hilfsstruktur
braucht diese Zielgruppe? Mit
dieser Fragestellung stellt Terre
des femmes die Situation von
Migrantinnen mit häuslichen Ge-
walterfahrungen am Internationa-
len Frauentrag in den Mittelpunkt.
Das Fachgespräch „Häusliche
Gewalt bei Migrantinnen“ findet mit
der Bundesintegrationsbeauf-
tragten Prof. Dr. Maria Böhmer am
8.März im Bundespresseamt in
Berlin statt.
Zum Hintergrund: Trotz hoher In-
anspruchnahme der Frauenhäu-
ser, Beratungsstellen und Zu-
fluchtsstätten von Migrantinnen ist
diese Form der Unterstützung für
ihre Situation nicht angemessen
genug gestaltet. Für die betroffe-
nen Migrantinnen sind Multipro-
blemlagen kennzeichnend, denn
neuere Studien zeigen unter-
schiedliche Belastungen und Be-
nachteiligungen auf. Welche Mög-
lichkeiten und Best Practice-Bei-
spiele gibt es, wenn Frauen einen
unsicheren Aufenthaltsstatus oder
mangelnde Sprachkenntnisse auf-
weisen? Wie sieht es mit Bildungs-
abschlüssen und somit der Zu-
kunft dieser Frauen aus? Welche
Mittel existieren, wenn auf ihre be-
sonderen Probleme und kulturel-
len Mannigfaltigkeiten Rücksicht
genommen werden muss?
ExpertInnen aus der Praxis, aus
Wissenschaft und Politik werden
über die neuesten Studien und Er-
kenntnisse zu häuslicher Gewalt
gegen Migrantinnen berichten.
Diese Diskussion soll die Überwin-
dung der Multiproblemlage der Mi-
grantinnen ins Zentrum rücken
und einen Beitrag zur Verbesse-
rung der gegenwärtigen Situation
leisten. Das Fachgespräch be-
ginnt um 9.30 Uhr, voraussicht-
liches Ende ist um 18 Uhr. Am Ein-
gang des Bundespresseamtes
muss der Personalausweis vor-
gelegt werden.
Mehr Infos unter www. frauen-
rechte.de im Internet.

� Mit einer Fachtagung hat der
Frauenpolitische Rat am 1. März
die 17. Brandenburgische Frau-
enwoche eröffnet. „Macht Chan-
cen gleich!“ lautet das diesjährige
Motto, das die Anliegen des Euro-
päischen Jahres der Chancen-
gleichheit für alle 2007 aufgreift.
So setzte sich die Eröffnungs-
tagung , veranstaltet in bewährter
Kooperation mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung, mit den Themen
Vielfalt, Chancengerechtigkeit und
Diskriminierung auseinander.
Im Rahmen der Frauenwoche fin-
den landesweit zahlreiche Diskus-
sionen, Ausstellungen, Filmvor-
führungen, Lesungen, Kreativbör-
sen, Gesprächsrunden, Mäd-
chenpartys und Frauentagsfeiern
statt. Dazu gehört zum Beispiel die
Tagung „Ausbildung für junge
Mütter“ am 16. März in der Zeit
von 10 Uhr bis 13.30 Uhr im Tech-
nologie- und Gründerzentrum
TGZ Wildau, die der SHIA-Landes-
verband Brandenburg  veranstal-

Brandenburgische Frauenwoche

tet. Die Tagung wird die Ergebnis-
se und Erfahrungen von Ausbil-
dungsprojekten für junge Mütter
vorstellen und will weitere Träger
anregen, spezielle Ausbildungs-
projekte für junge Mütter zu initiie-
ren (Kontakt und Anmeldung:
SHIA-LV Brandenburg, Telefon
03375/29 47 52). Zur Podiumsdis-
kussion mit ihren Landtagsabge-
ordneten laden die Cottbuserin-
nen am 12. März in die Lila Villa
ein (Anmeldung unter 0355/47 39
55), eine Gesprächsrunde zum
Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz steht unter dem Motto
„Neue Chancen oder alte Hüte?“
am 14. März um 19 Uhr im Schwar-
zen Theater der Kulturfabrik am
Domplatz Fürstenwalde auf dem
Programm und munter wird es,
wenn „Miss Amerika“ Gayle Tufts
am 16. März um 19.30 Uhr in der
Stadtbibliothek Ludwigsfelde gas-
tiert (Karten: 03378/82 72 22).
Mehr Infos unter www.frauenrat-
brandenburg.de im Internet.

� Der Katholische Deutsche
Frauenbund (KDFB) Diözesan-
verband Berlin möchte am 8. März
gemeinsam mit dem Bund katho-
lischer deutscher Akademikerin-
nen eine bundesweite Auftakt- und
Bildungsveranstaltung für das
Frauen-Gedenk-Labyrinth  durch-
führen, das als Wanderausstel-
lung von Frankfurt/Main aus durch
die Europa reist und im Jahr 2008
nach Berlin kommen wird.
Das Labyrinth ist ein repräsenta-
tives  Kunstwerk mit 30 Metern
Durchmesser. Auf 1.000 flachen
Steinen sind in Gold die Namen
von bedeutenden, aber oft ver-
gessenen Frauen eingraviert.
Nachts wird das Kunstwerk von
hunderten von Lichtern erleuchtet
sein, wodurch eine ganz beson-
dere Atmosphäre entsteht. Außer-
dem ist ein Begleitprogramm um
das Labyrinth geplant.
Bei der Veranstaltung, die von 18
bis 22 Uhr stattfinden soll, wird bei-

Frauen-Gedenk-Labyrinth

spielhaft Hedwig Dransfeld vorge-
stellt, die ebenfalls mit einem
Gedenkstein im Labyrinth geehrt
werden soll. Die langjährige
KDFB-Präsidentin Hedwig Drans-
feld (1871-1925) war nach ihrer
Teilnahme an der Nationalver-
sammlung in Weimar als Zen-
trumsabgeordnete und einzige
Frau im Präsidium des Zentrums
bis zu ihrem Tod im Berliner
Reichstag tätig und hat sich mit
Nachdruck für die sozial Schwa-
chen eingesetzt, vor allem für un-
eheliche Soldatenwaisen und ihre
Mütter sowie für die so genannten
Kleinrentnerinnen, oft Töchter aus
gutem Hause, denen durch die In-
flation ihre Existenzgrundlage ent-
zogen wurde. 1923 unternahm sie
zusammen mit Helene Weber eine
Reise nach Amerika, um für die in
Deutschland hungernden Kinder
und alte Menschen Geld zu sam-
meln, obgleich ihr das als Mehr-
fachbehinderter nicht leicht viel.

Wir Berlinerinnen



Frauenball

� Beim Frauenball zum Inter-
nationalen Frauentag geht es im
Gleichschritt ins Jahr der Chan-
cengleichheit. Am 8. März ist der
Saalbau Neukölln, Karl-Marx-Stra-
ße 141, Gastgeber für die Tan-
zenden. Der Eintritt kostet 13 Eu-
ro, Einlass ist ab 18.30 Uhr.

Vortrag

� „Die Frauen haben sich gewan-
delt - wo bleiben die Männer?“ ist
der Vortrag von Carola von Braun
am 21. März überschrieben. Sie
referiert in der Zeit von 19 bis 21
Uhr im D3-Mädchentreff in der
Düsseldorfer Straße 3.

Nacht der Frauen

� Anlässlich des Frauentages fin-
det am Samstag, dem 10. März
wieder eine „Lange Nacht der
Frauen“ statt. Daran beteiligen
sich zahlreiche Frauenzentren wie
zum Beispiel die Kreuzberger
Schokofabrik und andere für
Nachtschwärmerinnen interes-
sante Orte. Wer, was und wie ist
unter www.frauenfruehling.de zu
finden.

Fachtagung

� „Die eingetragene Genossen-
schaft – eine Unternehmensform
für Existenzgründerinnen?“ ist
eine Fachtagung der WeiberWirt-
schaft im Auftrag der bundeswei-
ten gründerinnenagentur (bga)
am 12. März. Die Veranstaltung
richtet sich an MultiplikatorInnen
und BeraterInnen, ist aber auch
für angehende Unternehmerinnen
gedacht, die über eine Genos-
senschaftsgründung nachdenken.
Seit der Novelle des Genossen-
schaftsgesetzes ist die traditionel-
le Rechtsform der eingetragenen
Genossenschaft (eG) auch für
kleine Teamgründungen und Un-
ternehmenskooperationen sowie
für Unternehmensnachfolgen
durch wenige Betriebsangehörige
interessant. Mehr Infos zum The-
ma und zur Tagung ist unter www.
weiberwirtschaft.de zu finden.
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�  Die Berliner Bezirke laden
rund um den Frauentag tradi-
tionell zu einem ganzen Veran-
staltungsreigen ein:
„Ohne Frauen ist kein Staat zu
machen, ohne Männer keine Fa-
milienpolitik“ ist der diesjährige
Frauenfrühling in Charlottenburg-
Wilmersdorf überschrieben. Die
Themen „Frauen – Freiheit – Reli-
gionen“ von 2006 haben die Ver-
anstalterinnen vom FrauenForum
im neuen Programm weiterge-
führt. Am Frauentag sind die Preis-
verleihung „Frauen in Verantwor-
tung“ und ein interkulturelles Fest
im Rathaus Charlottenburg der
Höhepunkt (Beginn: 18.30 Uhr).
Am 10. März lädt Bezirksbürger-
meisterin Monika Thiemen zu ei-
nem Kiezspaziergang zum Le-
bensraum und Wirkungsbereich
von starken Frauen ein, der um
14 Uhr vor dem UCW in der Sig-
maringer Straße 1 startet. Mit
einer Fraueninfobörse startet die

Frauenmärz in den Bezirken

Veranstaltung zu Ehren der Frau-
en am Mittwoch, dem 14. März, um
14.30 Uhr im Rathaus Köpenick,
Alt-Köpenick 21. Um 15 Uhr ver-
gibt Bezirksbürgermeisterin Gabi
Schöttler den Mädchenpreis 2007
an engagierte Mädchen in Trep-
tow-Köpenick. Der Arbeitsmarkt-
politik für Frauen widmen sich die
Informationswochen vom 8. bis 16.
März in Friedrichshain-Kreuzberg.
Das Frauennetzwerk Lichtenberg-
Hohenschönhausen lädt am 8.
März ins „Haus der Frauen“ im
Nachbarschaftshaus Am Berl 8-10
ein, der Arbeitskreis Pankower
Frauenprojekte  feiert ab 18.30
Uhr im Freizeithaus Weißensee in
der Pistoriusstraße und „Mädchen
und Frauen aus aller Welt in Steg-
litz-Zehlendorf“ heißt es von 17
bis 21 Uhr im Rathaus Zehlendorf.
Mehr Details zum Veranstaltungs-
programm sind auf den Bezirks-
seiten unter ww.berlin.de im
Internet zu finden.

� Senator Harald Wolf verleiht
am Vorabend des 8. März den
diesjährigen Berliner Frauenpreis
an Ilse-Maria Dorfstecher. Seit
1988 werden mit dieser Auszeich-
nung Frauen geehrt, die sich mit
besonderem Engagement für
Frauen und für die Gleichberech-
tigung der Geschlechter einset-
zen. Die Kulturwissenschaftlerin
Ilse-Maria Dorfstecher erhält den
Frauenpreis 2007 für ihr langjähri-
ges intensives Engagement bei
der Förderung von Künstlerinnen.
„Künstlerisch tätige Frauen finden
bei Ilse-Maria Dorfstecher stets
ein offenes Ohr. Sie ebnet Wege,
vermittelt Kontakte und weckt mit
ihren Aktivitäten das nötige öffent-
liche Interesse. Mit Frau Dorfste-
cher haben wir eine würdige Trä-
gerin des Frauenpreises 2007
gewählt“, betont Harald Wolf.
Nach ihrem Studium der Theater-
wissenschaften und Germanistik
an der Humboldt Universität arbei-
tete die Preisträgerin als Rund-

Frauenpreis für Ilse-Maria Dorfstecher

funk-Regisseurin, war freischaf-
fende Autorin für Kunst-, Theater-
und Literaturausstellungen und
leitete später das Plakatarchiv des
Verbandes Bildender Künstler der
DDR. Seit 1994 leitet sie ehren-
amtlich die Inselgalerie. Mit Aus-
stellungen internationaler Künstle-
rinnen, Lesungen, Diskussionen
und Workshops wurde die Galerie
zu einem bedeutenden Zentrum
der Begegnung vor allem von
Künstlerinnen. Ilse-Maria Dorfste-
cher entdeckt schon fast verges-
sene Künstlerinnen, organisiert
Retrospektiven, vernetzt junge
und alte Künstlerinnen aus Ost
und West und engagiert sich in
Künstlerinnenvereinigungen wie
Xanthippe e.V. oder der Europäi-
schen Akademie der Künste von
Frauen (EFAK e.V.). Auch im Rah-
men ihrer Verbandstätigkeiten
setzt sich die jetzt Ausgezeichnete
für eine grundsätzliche Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen von
Künstlerinnen ein.

Wir Berlinerinnen
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� Der Deutsche Juristinnenbund
(DJB) verlieh am 21. Februar an
die ehemalige Justizsenatorin von
Berlin und Hamburg Rechtsanwäl-
tin Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit
die Ehrennadel mit Brillanten. Die
Auszeichnung erfolgte in Aner-
kennung ihrer 50-jährigen Mit-
gliedschaft. Lore Maria Peschel-
Gutzeit hat in dieser Zeit nicht nur
eine glanzvolle Karriere als Rich-
terin und Politikerin gemacht, son-
dern durch ihr ehrenamtliches En-
gagement für den DJB im Wege
zahreicher Stellungnahmen und
Gutachten Rechtsgeschichte ge-
schrieben. So geht unter anderem
die Möglichkeit, als Richterin oder
Beamtin in Teilzeit zu arbeiten,
„auf ihr Konto“.

DJB: Ehrennadel für Peschel-Gutzeit

Darauf und auf die Tatsache, dass
Lore Maria Peschel-Gutzeit dem
DJB nicht nur durch ihre engagier-
ten Stellungnahmen für die Rechte
der Frau Reputation in Politik und
Gesellschaft verschafft hat, son-
dern auch durch Übernahme des
Präsidentinnenamtes, wies in ihrer
launigen Rede die ehemalige Ber-
liner Bürgermeisterin und Justizse-
natorin sowie Neuanwältin Karin
Schubert hin. Die Jubilarin dankte
es den zahlreichen Zuhörerinnen,
die aus allen Altersgruppen ihr zu
Ehren erschienen waren, mit ei-
nem ebenso witzigen wie sachkun-
digen Vortrag zur Reform des Un-
terhaltsrechts. Der Abend klang
hochvergnügt bei einem oder
auch mehreren Gläsern Wein aus.

� Vertreterinnen des Kampagne-
Netzwerkes „Abpfiff – Schluss mit
Zwangsprostitution“ haben Mitte
Januar Bundestagsvizepräsiden-
tin Susanne Kastner,  stellvertre-
tend für das Bundestagspräsi-
dum, insgesamt 180.000 Unter-
schriften überreicht, die während
der Fußball-Weltmeisterschaft
2006 gesammelt wurden. Die bun-
desweite Kampagne nutzte das
internationale Großereignis, um
die öffentliche Aufmerksamkeit auf
das Thema Menschenhandel und
Zwangsprostitution zu lenken. Ihre
Forderungen an Bundesregie-
rung und Bundesländer wurden
von zahlreichen Einheimischen
und Gästen aus aller Welt unter-
stützt. Darüber hinaus fand sie
international ein breites Echo.
Die Kampagne war vom Deut-
schen Frauenrat (DF) initiiert und
koordiniert worden. Eine Allianz
von 16 katholischen Frauenver-
bänden unterstützte die wesentli-
chen politischen Forderungen die-
ser Kampagne mit 100.000
Unterschriften.
Die DF-Vorsitzende Brunhilde Rai-
ser umriss bei der Unterschriften-

übergabe noch einmal die gemein-
samen zentralen Forderungen.
Besonders wichtig bei der Be-
kämpfung des Menschenhandels
zum Zweck der sexuellen Ausbeu-
tung seien gezielte Wirtschaftshil-
fen für die Herkunftsländer, um die
eigenständige Existenzsicherung
von Frauen zu gewährleisten.
„Dieses Vergabekriterium muss
mit an oberster Stelle stehen,
denn wenn Frauen keine reale
Chance haben, in ihrem Land den
Lebensunterhalt für sich und ihre
Familie angemessen zu sichern,
neigen sie natürlich eher dazu,
den Versprechungen von Men-
schenhändlern zu glauben, die ih-
nen einen lukrativen Job im Hotel
oder anderswo in Aussicht stellen,
sie aber dann in die Prostitution
vermitteln“, sagte die Vorsitzende
der Frauenlobby.
Zwar sei während der Fußball-WM
kein Anstieg von Zwangsprosti-
tution feststellbar gewesen, „doch
darf das nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass weiterhin tausende
von Frauen auch in Deutschland
Opfer von Menschenhandel wer-
den“, so Heike Rudat, Vorstands-

frau beim Bund Deutscher Krimi-
nalbeamter (BDK). Der Staat sei
verpflichtet, gegen diese gravie-
rende Menschenrechtsverletzung
alle notwendigen Maßnahmen
einzuleiten. „Doch immer noch
fehlen in vielen Bundesländern bei
der Polizei Spezialdienststellen zur
Bekämpfung des Menschenhan-
dels. Der BDK fordert die Innenmi-
nister der Länder daher auf, diese
unverzüglich einzurichten, wenn
die oft geäußerte Solidarität zur
Fußball-WM 2006 seitens der Po-
litik nicht nur Lippenbekenntnis
bleiben soll“, so Rudat.
„Die aufenthaltsrechtliche Situa-
tion für die Betroffenen des Men-
schenhandels haben sich immer
noch nicht ausreichend verbes-
sert“, kritisierte Naile Tanis, Ge-
schäftsführerin des Bundesweiten
Koordinierungskreises gegen
Frauenhandel und Gewalt an
Frauen im Migrationsprozess
(KOK). Dabei habe die Bundesre-
gierung die Verpflichtung, die so
genannte EU-Opferschutzrichtlinie
umzusetzen. Inzwischen ist sogar
die Umsetzungsfrist am 6. August
2006 abgelaufen.

180.000 Unterschriften übergeben
Abschluss der DF-Kampagne „Abpfiff“ gegen Zwangsprostitution

Vorreiterrolle ausbauen

� Die Wahlfreiheit der Erziehen-
den für die Betreuung außer Haus
oder zu Hause hängt von einem
bedarfsgerechten Angebot ab,
weiß der Landesfrauenrat Sach-
sen. Der Freistaat verfüge zwar
über mehr als die gewünschten 30
Prozent Krippenplätze, aber das
Kita-Angebot decke die Nachfra-
ge besonders in den Großstädten
noch nicht. „Deshalb ist ein weite-
rer bedarfsgerechter Ausbau der
Betreuungsplätze auch in Sach-
sen notwendig. Dabei muss die
Qualität der Betreuung als hoch-
wertiges Bildungsangebot Maß-
stab sein“, so die Kolleginnen aus
Sachsen. Bei der Finanzierung der
Betreuung der Kinder von 0 bis 10
Jahren sei die Politik gefordert.

Wir Berlinerinnen



� Wie wird es bei dem dramati-
schen demographischen Wandel
möglich, Brücken zwischen den
Generationen zu schlagen? Ant-
worten auf diese Frage suchte die
Arbeitskonferenz des Katholi-
schen Deutschen Frauenbundes
e.V. (KDFB) im Februar in Mün-
chen. Der KDFB ist wegen seiner
vielschichtigen Mitgliederstruktur
für diese gesellschaftliche Her-
ausforderung prädestiniert. „Als
Frauenverband mit vielen älteren
Mitgliedern haben wir gute Erfah-
rungen im Miteinander der Gene-
rationen gemacht durch genera-
tionenübergreifende Projekte und
Bildungsangebote“, so die Präsi-
dentin des Frauenbundes, Ingrid
Fischbach.
„Der Frauenbund hat sich für das
kommende Jahr die Aufgabe ge-
stellt, das Miteinander zwischen
den Generationen weiter zu stär-
ken“ erläutert dazu Inge Kiesmül-
ler-Dreier, die stellvertretende
Vorsitzende des Bayerischen Lan-
desverbandes. Sie ist der Ansicht,
dass Frauen bei den gesellschaft-
lichen Veränderungen eine beson-

dere Rolle spielen werden. Einem
Verband wie dem KDFB sprach
Prof. Dr. Ursula Lehr, führende
Gerontologin und ehemalige Bun-
desministerin, dabei besondere
Bedeutung zu. „Unsere Gesell-
schaft des langen Lebens braucht
heute das bürgerschaftliche En-
gagement – nicht als Ersatzleis-
tung für verschiedene Dienste,
sondern als Ergänzungsleistung!“
so Lehr. „Freuen wir uns über die
zunehmende Langlebigkeit – doch
versuchen wir alles, damit aus den
gewonnenen Jahren erfüllte Jahre
werden!“
Nach dieser Aufforderung von
Ursula Lehr suchten Führungs-
kräfte und Fachfrauen des KDFB
nach Möglichkeiten, wie sich Frau-
en auf die veränderte demografi-
sche Situation optimal vorbereiten
können. Dazu will der Frauen-
bund seinen 220.000 Mitgliedern
und anderen interessierten Frau-
en Aktionen, Projekte und Weiter-
bildungsmaßnahmen anbieten,
um einen gewinnbringenden Aus-
tausch zwischen Jung und Alt zu
fördern.

Deutscher Frauenring
jetzt in Berlin

� Seit dem 1. Februar 2007 hat
die Bundesgeschäftsstelle des
Deutschen Frauenrings (DFR)
e.V. ihren dauerhaften Sitz in Ber-
lin. Der Deutsche Frauenring wur-
de 1949 gegründet. Er ist ein
überparteilicher, überkonfessio-
neller Frauenverband, der seit 58
Jahren die Interessen der Frauen
bundesweit vertritt. Wichtigstes
Ziel des DFR ist die gleichberech-
tigte Partnerschaft von Männern
und Frauen. Derzeit gibt es keinen
Landesverband in Berlin. Ziel des
DFR ist es, auch in Berlin wieder
einen Ortsring und einen Landes-
verband zu gründen. Interessierte
können sich im Büro über die Ar-
beit und Projekte informieren und
finden dort Broschüren zu einzel-
nen Themen. Der DFR beteiligt
sich in den LFR-Räumen an der
UCW-Frauenmesse am 26. März.
Kontakt: DFR Bundesge-
schäftsstelle, Leiterin: Dr. Eli-
sabeth Botsch, Brandenburgi-
sche Straße 22 in 10707 Berlin,
Telefon: 88 71 84-93, Fax: -94,
Email: mail@d-fr.de, Internet:
www.d-fr.de

LFR HH: Neuer Vorstand

� Der Landesfrauenrat Hamburg
e.V. hat einen neuen Vorstand: Die
Mitgliederversammlung wählte
Prof. Dr. h.c. Christa Randzio-Plath
zur ersten Vorsitzenden, ihr zur
Seite stehen Ilse Behrens als
zweite Vorsitzende und Heidema-
rie Thiele als dritte Vorsitzende.
Schatzmeisterin ist Britta Mayr,
stellvertretende Schatzmeisterin
Petra Matthies. Die Beisitzerinnen
Brigit-te Lafrenz, Frauke Lenz und
Ni-cole Sieling komplettieren den
Vorstand. Der LFR Hamburg wolle
sich noch aktiver als bisher für
mehr Ämter und Mandate für
Frauen, bessere Kinderbetreu-
ung, bessere Einstiegs- und Auf-
stiegschancen auf dem Arbeits-
markt, gerechte Entlohnung, mehr
Sicherheit im öffentlichen Raum
und Schutz vor alltäglicher Gewalt
einsetzen, so die neue Vorsitzende.
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� Jedes Jahr hat die Frauengrup-
pe des Landesverbandes Berlin
der Gartenfreunde anlässlich der
Grünen Woche eine Tagung im
ICC. Unsere Referentin war in die-
sem Jahr Franziska Eichstädt-Boh-
ling, Fraktionsvorsitzende  von
Bündnis 90/DieGrünen im Abge-
ordnetenhaus. Es waren auch
Gäste aus Sachsen-Anhalt und
Brandenburg, von der Humboldt
Universität, der Verbraucherzen-
trale und dem LandesFrauenRat
sowie unser Präsident, die Vize-
präsidenten und Vorstände aus
verschiedenen Bezirken anwe-
send.
Die ehrenamtliche Arbeit der Frau-
engruppen für die Berliner Klein-
gartenvereine sind nicht Selbst-
zweck oder nur schmückendes
Beiwerk. Mit unseren Aktivitäten
und Veranstaltungen in unseren

Vereinen und Bezirken, mit dem
Erlös unserer Produkte unterstüt-
zen wir behinderte, kranke und
sozialschwache Kinder.
Frau Eichstädt-Bohling hat uns
richtig aus dem Herzen gespro-
chen: Es müssten wesentlich mehr
Frauen in führenden Funktionen
tätig sein. Sie befürwortete die
unter anderem von ihrer Partei
praktizierte Quotenregelung. Sie
habe dazu geführt, dass sich bei
den Grünen in Parlamenten immer
eine Mehrheit von Frauen ergibt.
Sie sieht gute Chancen, dass
Frauen Netzwerke bilden und mo-
tiviert sind, sich nicht nur politisch
zu engagieren.

Rosemarie Schöttler,
Vorsitzende der

Landesfrauengruppe

Gartenfreunde auf der Grünen Woche

KDFB: Dialog der Generationen

Wir Berlinerinnen
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Termine
11. März 9 bis 17 Uhr

Das Ungerechte an der Gerechtigkeit – GM: eine
Chance für den Umgang mit straffäligen Frauen
Tagung der FES mit Kooperationspartnern im Rat-
haus Schöneberg. Internet-Info: www.fes.de

13. März 19 Uhr
Weil jedes Leben zählt – Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen bei Frauen
Vortrag von Dr. med. Anja Bondke im Skyroom im
Charité Center for Cardiovascular Research, Hessi-
sche Straße 3-4, 10115 Berlin. Veranstaltung des
BPW, Anmeldung an karin.reimers@bpw-berlin.de,
Eintritt für Nichtmitglieder 5 Euro.

bis 29. März Ausstellung
Rosa Luxemburg – Ein Leben für die sozialisti-
sche Idee
Galerie Olga Benario, Richardstraße 104 in Neu-
kölln (U-Bahn Karl-Marx-Straße, Ausgang Neuköll-
ner Oper durch die Passage), Öffnungszeiten: don-
nerstags ab 15 Uhr und auf Anfrage unter 68 05 93
87. Programm unter www.galerie-olga-benario.de

3. April 19 Uhr
Das große Fressen
Vortrag von Dr. Silke Andrea Schuemmer über
Essen, Lebensmittel, Genuss und Überdruss in der
Kunst im Frauenhotel „Artemisia“, Brandenburgi-
sche Straße 18 in Wilmersdorf (Vortragsraum ist für
Männer zugänglich). Veranstaltung des Akademiker-
innenbundes. Anmeldung bis 1. April an Email:
dab.berlin@t-online.de, Telefon: 88 55 07 72.

18. April 19.30 Uhr
Arbeit der Zukunft
Podiumsdiskussion des BPW im Rathaus Schöne-
berg, Anmeldung an alexandra.schwarz-schilling@
bpw-berlin.de, Eintritt für Nichtmitglieder 5 Euro.

27. -29. April Frauenworkshop „Biographiearbeit“
Jugendbildungsstätte Kaubstraße 9 in Wilmersdorf.
Teilnahmegebühr 75 Euro, ermäßigt 50 Euro. Veran-
staltung des Arbeitskreis Frauenpolitische Bildung,
Bildungswerk Berlin der Heinrich-Böll-Stiftung, Mehr
Infos unter www.bildungswerk-boell.de

7. Mai 20 Uhr
Weichenstellungen in die (Un)Abhängigkeit –
was trägt der Gesetzgeber dazu bei?
Vortrag von Christel Riedel (Juristinnenbund),
Rechtsrefentin des Deutschen Frauenrates im
Frauenhotel „Artemisia“, Brandenburgische Straße
18 in Wilmersdorf (Vortragsraum für Männer zu-
gänglich). Veranstaltung des Akademikerinnenbun-
des. Anmeldung bis 4. Mai an Email: dab.berlin@t-
online.de, Telefon: 88 55 07 72.

2.-6. Juli Spuren der NS-Geschichte entlang der Müritz
Bildungsurlaub mit dem Fahrrad, Teilnahmebeitrag:
320 Euro, ermäßigt 280 Euro. Infos unter 0176/23
96 24 19, www.fahrradbildungsurlaub.de

Die Emanzipation ist

erst dann vollendet,

wenn auch einmal

eine total unfähige

Frau in eine verant-

wortliche Position

aufgerückt ist.

Clara Zetkin

Girls’ Day am 26. April

�  Mitte Februar startete der
Technik-Kreativ-Wettbewerb „Vi-
sion 2027 – Erfinde deine Zukunft“
für Mädchen in Europa. Schüle-
rinnen ab Klasse fünf sollen dabei
ihre Ideen in technische oder na-
turwissenschaftliche Erfindungen
umsetzen, die die Welt von mor-
gen gerechter, besser und lebens-
werter gestalten können. Der
Wettbewerb findet im Rahmen
des „Girls’Day – Mädchen-Zu-
kunftstag 2007“ statt, an dem
Mädchen bundesweit bei vielen
Veranstaltungen Einblicke in zu-
kunftsträchtige Berufs- und Ar-
beitswelten erhalten.
Einsendeschluss für Erfindungen
ist der 27. April 2007, der Tag
nach dem Girls’ Day. Auch Schüle-
rinnen aus den europäischen
Nachbarländern können sich
beteiligen. Bundesfamilienminis-
terin Ursula von der Leyen wird die
besten Ideen bei einer Festver-
anstaltung am 13. Juni 2007 in
Berlin auszeichnen. Für den Girls‘
Day werden auch nach wie vor
Firmen gesucht, die den Mädchen
am 26. April einen Blick hinter die
Kulissen erlauben und ihnen be-
sonders die weniger typischen
Frauenberufe nahebringen.
Alle Informationen zum Wettbe-
werb und zum Girls‘ Day 2007 sind
unter www.girls-day.de im Internet
zu finden. Der Wettbewerb „Vision
2027 – Erfinde deine Zukunft“ wird
vom Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend
gefördert.

Wir Berlinerinnen


